
 

 

Sächsischer Landtag  

7. Wahlperiode  

 
 
 
 
 

Gesetzentwurf 
 
 

der Staatsregierung 
 
 
 

Thema: Gesetz zur Neuordnung der Organisation von Studium, Ausbildung 

und Fortbildung der sächsischen Polizei 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

DRUCKSACHE 7/6004

Eingegangen am: 07.04.2021 Ausgegeben am: 08.04.2021



 
 

 

- 1 - 

Vorblatt 
 

 
A. Zielsetzung 
 

Einbringung des Entwurfes des Gesetzes zur Neuordnung der Organisation von Studium, 
Ausbildung und Fortbildung in der sächsischen Polizei in den Landtag. 

 
 

B. Wesentlicher Inhalt 
 
Artikel 1 (Gesetz über die Hochschule der Sächsischen Polizei (FH)) 
 
Die Organisation der Aus- und Fortbildung der sächsischen Polizei wird umfassend neu 
geordnet. Es ist deshalb erforderlich, das Sächsische Polizeifachhochschulgesetz vom 
24. Mai 1994, das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 (SächsGVBl. 
S. 358) geändert wurde, zu ändern. Aufgrund des Umfangs und der inhaltlichen Bedeu-
tung soll eine konstitutive Neufassung des Gesetzes erfolgen. 
 
Hierbei wurden auch die Empfehlungen des Berichtes der Kommission zur Überprüfung 
der Ausbildung an der Hochschule der sächsischen Polizei vom 16. Mai 2019 mit einbe-
zogen. Dieser Bericht bildete die Grundlage des darauffolgenden Diskussionsprozesses 
über die zukünftige organisatorische Ausrichtung der Aus- und Fortbildung der sächsi-
schen Polizei. 
 
Durch die Neufassung werden die bisher in verschiedenen Behörden verteilten Zustän-
digkeiten für Studium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Polizei bei der Hoch-
schule der Sächsischen Polizei (FH), nachfolgend Fachhochschule, zusammengeführt. 
Dies führt zu einheitlichen Strukturen und einem effektiven Einsatz von Sachmitteln und 
Personal. Gleichzeitig wird eine zentrale Steuerung der Aus- und Fortbildung erreicht.  
 
Neben der weiter bestehenden Zuständigkeit für das Bachelorstudium (Erwerb der Lauf-
bahnbefähigung für die erste Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung  
Polizei mit den fachlichen Schwerpunkten Polizeivollzugsdienst sowie Computer- und  
Internetkriminalitätsdienst) und der Durchführung des ersten Studienjahres im Rahmen 
des Masterstudienjahrganges (Erwerb der Laufbahnbefähigung für die zweite Einstiegs-
ebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei) bleibt die Fachhochschule weiter-
hin der zentrale Träger der Fortbildung innerhalb der sächsischen Polizei. Zusätzlich wird 
ihr die derzeit bei dem Präsidium der Bereitschaftspolizei liegende Aufgabe der Ausbil-
dung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung für die zweite Einstiegsebene der Lauf-
bahngruppe 1 der Fachrichtung Polizei an den Polizeifachschulen übertragen.  
 
Für das Bachelorstudium und die Ausbildung obliegt der Fachhochschule zukünftig auch 
die Durchführung des Auswahl- und Einstellungsverfahrens sowie des Versetzungsver-
fahrens.  
 
Erweitert wird das Aufgabenspektrum der Fachhochschule ebenfalls im Bereich der zent-
ralen Fortbildung. So wird der Fachhochschule zukünftig die Zuständigkeit für die gesam-
te zentrale Fortbildung in der sächsischen Polizei übertragen. Dies umfasst beispielswei-
se auch die Fortbildung im Bereich Information und Kommunikation, die bisher in der Zu-
ständigkeit des Polizeiverwaltungsamts lag. Die Zuständigkeit für einzelne Bereiche der 
Fortbildung kann weiterhin durch das Sächsische Staatsministerium des Innern (SMI) 
abweichend geregelt werden.  
 
Die Fachhochschule gliedert sich demzufolge künftig in vier Abteilungen, die Abteilung 
Zentrale Verwaltung, die Abteilung Studium und Forschung, die Abteilung Ausbildung 
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und die Abteilung Fortbildung. Die Aufgaben und die Voraussetzungen der Bestellung 
der Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter in das jeweilige Amt werden differenziert 
geregelt.  
 
Die Rektorin oder der Rektor kann künftig auch in einem Beamtenverhältnis auf Zeit be-
stellt werden.  
 
In der Abteilung Studium und Forschung wird der Studienbereichsrat eingerichtet; in der 
Abteilung Ausbildung der Ausbildungsbereichsrat. Zudem werden Regelungen zur Ein-
richtung eines Studierendenrats und eines Auszubildendenrats getroffen. 
 
Die Fachhochschule wird zudem verstärkt wissenschaftlich ausgerichtet, wobei eine Ver-
zahnung von Praxis und Wissenschaft durch eine bedarfsgerechte und anwendungsori-
entierte Forschung erreicht werden soll. Zur Stärkung dieser Aufgabe wird die Möglich-
keit geschaffen, dass die Fachhochschule mit Zustimmung des SMI, das sich zuvor ins 
Benehmen mit dem für Wissenschaft zuständigen Staatsministerium setzt, Forschungs-
institute einrichten kann. Dort sollen künftig auch wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter eingesetzt werden können. 
 
Mit dem Fachhochschulbeirat wird anstelle des bisherigen Kuratoriums ein neues Gremi-
um in der Struktur der Fachhochschule geschaffen werden. Er ist kein „Aufsichtsrat“, 
sondern ein beratendes Gremium und soll die Fachhochschule in kooperativer Weise bei 
ihrer Aufgabenwahrnehmung unterstützen. Er kann u. a. durch Empfehlungen Einfluss 
auf die Inhalte des Studiums, der Forschung sowie der Aus- und Fortbildung nehmen. 
Besonderes Augenmerk ist hierbei auf die Vernetzung mit und die Einbeziehung von ak-
tuellen Themen zu legen. Damit wird sichergestellt, dass die Fachhochschule eine mo-
derne und zeitgemäße Aus- und Fortbildung gewährleisten kann.  
 
Um die oben genannten Ziele zu erreichen, ist eine personelle Besetzung des Fachhoch-
schulbeirats erforderlich, die eine große inhaltliche Breite sowie verschiedene gesell-
schaftliche Gruppen abbildet. Zu denken ist hier beispielsweise an Vertreterinnen und 
Vertreter aus Wirtschaft, Medien oder Wissenschaft, die aufgrund ihres persönlichen  
oder beruflichen Werdegangs Impulse im hier dargestellten Kontext setzen können.   
 
Den praktischen Erfordernissen entsprechend werden die Regelungen zur Teilnahme  
Externer an Fortbildungsveranstaltungen der Fachhochschule angepasst. Klargestellt 
wird einerseits, dass für Bedienstete des Freistaats Sachsen keine Kosten entstehen. 
Andererseits wird der Fachhochschule die Möglichkeit eingeräumt, sonstige dritte Perso-
nen, die nicht Bedienstete sind, zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen zuzulas-
sen. Zudem wird die Möglichkeit der Erhebung privatrechtlicher Entgelte durch die Fach-
hochschule geregelt. 
 
Artikel 2 (Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes) 
 
Die Leitungsspanne und der Verantwortungsbereich der Rektorin oder des Rektors der 
Fachhochschule werden durch die Zusammenführung von Studium, Ausbildung und 
Fortbildung unter dem Dach der Fachhochschule erheblich erweitert. Das Amt der Rekto-
rin oder des Rektors wird daher künftig der Besoldungsgruppe B 3 zugeordnet.  
 
Auch der Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich der Kanzlerin oder des Kanzlers 
wird mit dem neuen Aufgabenzuschnitt der Fachhochschule erweitert. Dem wird mit der 
künftigen Zuordnung dieses Amtes der Besoldungsgruppe A 16 Rechnung getragen. 
Damit erhält das Amt der Kanzlerin oder des Kanzlers der Fachhochschule die gleiche 
Wertigkeit wie das der Prorektorinnen und Prorektoren. 
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C. Alternativen 
 
Alternativen zu einer konstitutiven Neufassung des Sächsischen Polizeifachhochschul-
gesetzes bestehen nicht. 
 
 

D. Folgewirkungen und Kosten 
 
I. Ergebnis des Demografietests  

 
Das Vorhaben weist keine Demografiebetroffenheit auf. 
 

II. Haushaltsauswirkungen ohne Erfüllungsaufwand (vgl. Kostenblatt) 
 
Mit dem beabsichtigten Gesetz sind keine zusätzlichen Kosten oder Belastungen für 
den Staatshaushalt, die mittelfristige Finanzplanung, die kommunalen Haushalte so-
wie Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen verbunden. 
 

III. Darstellung des Erfüllungsaufwandes, sofern ein Prüfungsrecht des Sächsi-
schen Normenkontrollrates besteht  

 
1. Erfüllungsaufwand für Bürger 

 
Für Bürgerinnen und Bürger entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe 
von 32 Stunden für zwei zusätzliche Mitglieder im Fachhochschulbeirat gemäß 
§ 16 Absatz 2 Nummer 6 SächsPolFHG-E. Danach sollen im Fachhochschulbei-
rat künftig verschiedene gesellschaftliche Gruppen wie beispielsweise Vertrete-
rinnen und Vertreter aus Wirtschaft, Medien oder Wissenschaft mitwirken. Im 
bisherigen Kuratorium gemäß § 14 SächsPolFHG sind nur bis zu zwei Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens vertreten.  

 
2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

 
Für die Wirtschaft entsteht ein jährlicher Personalaufwand i. H. v. 64 Stunden für 
vier zusätzliche Mitglieder im Fachhochschulbeirat gemäß § 16 Absatz 2 Num-
mer 6 SächsPolFHG-E. Dies entspricht bei einem Stundensatz von 48,32 Euro 
(VwV Sächsischer Normenkontrollrat, Bruttolohnkostentabelle Wirtschaft, Wirt-
schaftsabschnitt O) einem Personalaufwand von 3.092 Euro/Jahr. 

 
3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

 
Die Erarbeitung oder Überarbeitung von verschiedenen Ordnungen und Satzun-
gen sowie deren Anzeige gegenüber dem SMI verursachen einen einmaligen 
Personalaufwand i. H. v. 5.503 Euro (42,77 Stunden x 59,49 Euro Personalkos-
tensatz je Arbeitsstunde Laufbahngruppe 2.1 plus 35 Stunden x 84,52 Euro Per-
sonalkostensatz je Arbeitsstunde LG 2.2 gemäß VwV Kostenfestlegung).  
 
Ein einmaliger Personalaufwand i. H. v. 3.331 Euro (56 Stunden x 59,49 Euro 
Personalkostensatz je Arbeitsstunde) entsteht aufgrund der Veränderungen bei 
der Organisation und Durchführung der Ausbildung sowie der zentralen Fortbil-
dung und bei den Auswahl-, Einstellungs- und Versetzungsverfahren. 
 
Die Entwicklung eines Leitbildes einer modernen Polizei gemäß § 3 Absatz 1 
Nummer 7 SächsPolFHG-E führt zu einem einmaligen Personalaufwand von  
160 Stunden der LG 2.2, mithin 13.523 Euro. 
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Die öffentliche Ausschreibung von vier Stellen verursacht einen einmaligen Per-
sonalaufwand i. H. v. 40 Stunden der LG 2.1 und vier Stunden der LG 2.2 mithin 
2.718 Euro.  
 
Die Neuwahl oder Einrichtung verschiedener Gremien wie dem Senat, dem Stu-
dienbereichsrat, dem Ausbildungsbereichsrat, dem Fachhochschulbeirat, dem 
Studierendenrat und dem Auszubildendenrat führen zu einem einmaligen Perso-
nalaufwand i. H. v. 2.142 Euro (36 Stunden LG 2.1). 
 
Der jährliche Personalaufwand für die Mitglieder in verschiedenen Gremien sowie 
für die Vor- und Nachbereitung von Sitzungen verringert sich um 56.318 Euro. 
Dies ist vor allem auf die Reduzierung der Mitglieder im künftigen Studienbe-
reichsrat gemäß § 12 Absatz 2 SächsPolFHG-E gegenüber den bisherigen 
Fachbereichsräten zurückzuführen. 
 
Ein einmaliger Personalaufwand i. H. v. 3.381 Euro (40 Stunden x 84,52 Euro 
Personalkostensatz je Arbeitsstunde LG 2.2) entsteht aufgrund der veränderten 
Qualitätssicherung gemäß § 22 SächsPolFHG-E. 
 
Mit diesen Personalaufwänden gehen ein einmaliger Sachaufwand i. H. v.  
3.209 Euro (407,77 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten gemäß VwV Kostenfestle-
gung) und eine Reduzierung des jährlichen Sachaufwandes i. H. v. 5.273 Euro  
(-670 Stunden x 7,87 Euro) einher. 
 

4. Erfüllungsaufwand der Kommunen 
 

Für die Kommunen reduziert sich der Erfüllungsaufwand i. H. v. 16 Stunden für 
zwei Mitglieder der Gemeinden Bautzen und Rothenburg im bisherigen Kuratori-
um gemäß § 14 SächsPolFHG. Dies entspricht bei einem Stundensatz von  
84,52 Euro (VwV Kostenfestlegung, LG 2.2) einer Reduzierung des Personal-
aufwandes um 1.352 Euro/Jahr und des Sachaufwandes um 126 Euro/Jahr. 
 

IV. Weitere Wirkungen, insbesondere sonstige Kosten für die Wirtschaft oder sozi-
ale Sicherungssysteme sowie Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisni-
veau 
 
Weitere Wirkungen, insbesondere sonstige Kosten für die Wirtschaft oder soziale  
Sicherungssysteme sowie Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau be-
stehen nicht. 

 
 

E. Gleichstellungspolitische Relevanz 
 
Das beabsichtigte Gesetz hat keine gleichstellungspolitische Relevanz. 
 
 

F. Zuständigkeit 
 

Sächsisches Staatsministerium des Innern 
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 Kostenblatt 
 

Übersicht über die Auswirkungen  
 

- auf den Staatshaushalt (I.), 
- die Mittelfristige Finanzplanung (I.), 
- die kommunalen Haushalte (II.) und 
- Bürger und Unternehmen (IV.). 

 
 
I. Auswirkungen auf den Landeshaushalt/mittelfristige Finanzplanung 
 
Kosten der vorgeschlagenen Maßnahme und damit verbundene Einnahmen (in T€): 
 

Haushalts-/ 
Planungsjahr 

Ausgaben Einnahmen 

 insgesamt davon bereits im 
Haushalt/in der 
Mipla enthalten 

insgesamt davon bereits im 
Haushalt/in der 
Mipla enthalten 

2021 0 0 0 0 

2022 0 0 0 0 

2023 0 0 0 0 

2024 0 0 0 0 

 
 
II. Auswirkungen auf die Haushalte der Gemeinden, Landkreise und kreisfreien Städ-

te (in T€): 
 

 Gemeinden Landkreise Kreisfreie Städte 
 

 Ausgaben Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben Einnahmen 

2021 0 0 0 0 0 0 

2022 0 0 0 0 0 0 

2023 0 0 0 0 0 0 

2024 0 0 0 0 0 0 
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III. Stellen 
 
Für die vorgeschlagenen Maßnahmen sind folgende Stellen erforderlich: 
 

2021 2022 2023 2024 

0 0 0 0 

 
davon bereits im Haushalt oder in der Mipla enthalten: 
 

2021 2022 2023 2024 

0 0 0 0 

 
 
IV. Bemerkungen 
 
z. B. über Folgekosten, finanzielle Auswirkungen bei Dritten usw. 
 

 
 

 
 
 



    

 

Gesetz 
zur Neuordnung der Organisation von Studium, Ausbildung und  

Fortbildung der sächsischen Polizei 

Vom … 

Der Sächsische Landtag hat am … das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz 
über die Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) 

(Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz – SächsPolFHG) 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Rechtsnatur, Satzungsbefugnis und Aufsicht 

§ 3 Aufgaben 

§ 4 Studiengemeinschaften und externe Teilnehmer 

§ 5 Organisation 

§ 6 Rektorin oder Rektor 

§ 7 Prorektorinnen und Prorektoren 

§ 8 Kanzlerin oder Kanzler 

§ 9 Leiterin oder Leiter der Abteilung Ausbildung 

§ 10 Senat 

§ 11 Aufgaben des Senats 

§ 12 Studienbereichsrat und Ausbildungsbereichsrat 

§ 13 Hauptamtliches Lehrpersonal 

§ 14 Professorinnen und Professoren 

§ 15 Lehrbeauftragte 

§ 16 Fachhochschulbeirat 

§ 17 Studierendenrat und Auszubildendenrat 

§ 18 Studium, Prüfungen und Hochschulgrade 

§ 19 Forschung 

§ 20 Ausbildung 

§ 21 Fortbildung 
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§ 22 Qualitätssicherung 

§ 23 Geltung des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes 

§ 24 Übergangsbestimmungen 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die Hochschule der Sächsischen Polizei (FH), nachstehend 
Fachhochschule genannt. 

§ 2 

Rechtsnatur, Satzungsbefugnis und Aufsicht 

(1) Die Fachhochschule ist eine Einrichtung des Freistaates Sachsen. Sie besitzt 
keine Rechtsfähigkeit. 

(2) Die Fachhochschule gibt sich eine Grundordnung durch Satzung.  

(3) Angelegenheiten der Lehre und Forschung kann die Fachhochschule auf der 
Grundlage der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen durch weitere Satzungen regeln. In 
Weisungsangelegenheiten können Satzungen durch die Fachhochschule nur erlassen 
werden, wenn dies im Gesetz vorgesehen ist. Satzungen der Fachhochschule sind dem 
Staatsministerium des Innern in vollem Wortlaut anzuzeigen. 

(4) Das Staatsministerium des Innern führt die Dienst- und Fachaufsicht, in Fragen 
der Lehre und Forschung die Rechtsaufsicht. Die Ausübung der Rechtsaufsicht erfolgt im 
Benehmen mit dem für Wissenschaft zuständigen Staatsministerium. 

§ 3 

Aufgaben 

(1) Der Fachhochschule obliegen insbesondere 

1. die Organisation und Durchführung des Studiums für den Erwerb der Befähigung für 
die erste Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Poli-
zei mit den fachlichen Schwerpunkten Polizeivollzugsdienst sowie Computer- und In-
ternetkriminalitätsdienst,  

2. die Durchführung des ersten Studienjahres im Rahmen des Masterstudienganges an 
der Deutschen Hochschule der Polizei für den Erwerb der Befähigung für die zweite 
Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei, 

3. die Organisation und Durchführung der Ausbildung für den Erwerb der Befähigung für 
die zweite Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Po-
lizei an den Polizeifachschulen, 

4. die Organisation und Durchführung des Auswahl- und Einstellungsverfahrens zur 
Gewinnung von Bewerbern für das Studium nach Nummer 1 und die Ausbildung nach 
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Nummer 3 sowie die Durchführung des Versetzungsverfahrens nach Abschluss des 
Studiums nach Nummer 1 und der Ausbildung nach Nummer 3,  

5. die Organisation und Durchführung der zentralen Fortbildung der Bediensteten des 
sächsischen Polizeivollzugsdienstes, 

6. die bedarfsgerechte und anwendungsorientierte Forschung im Polizei- und Sicher-
heitsbereich sowie 

7. die Entwicklung eines Leitbildes einer modernen Polizei, die demokratischen Werten, 
gesellschaftlicher Offenheit und Transparenz verpflichtet ist. 

Das Staatsministerium des Innern kann der Fachhochschule weitere Aufgaben übertra-
gen. Die Zuständigkeit der Fachhochschule für die Organisation und Durchführung der 
zentralen Fortbildung nach Absatz 1 Nummer 5 kann das Staatsministerium des Innern 
für Teilbereiche abweichend regeln. 

(2) Die Fachhochschule fördert im Rahmen ihrer Aufgaben die Zusammenarbeit mit 
anderen in- und ausländischen polizeilichen Bildungseinrichtungen. 

(3) Die Studierenden und die Auszubildenden sind zu verantwortlichem Handeln in 
einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat sowie zu einem Einstehen 
für demokratische Werte, gesellschaftliche Offenheit und Transparenz zu befähigen. Den 
Studierenden sind darüber hinaus die Grundlagen wissenschaftlichen Arbeitens zu vermit-
teln. Das Verständnis für die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zusammenhänge ist 
zu fördern.  

(4) Die Fachhochschule sichert die Qualität ihrer Aufgabenerfüllung.  

(5) Das Studium, die Ausbildung und die zentrale Fortbildung sind aufeinander ab-
zustimmen. Das Studium an der Fachhochschule muss im Verhältnis zu den anderen 
staatlichen Fachhochschulen gleichwertig sein.  

(6) Die Fachhochschule gewährleistet im Rahmen ihrer Aufgaben die Freiheit von 
Kunst und Wissenschaft sowie von Forschung und Lehre nach Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und Artikel 21 Satz 1 der Verfas-
sung des Freistaates Sachsen für die Mitglieder und Angehörigen der Fachhochschule. 

(7) Die Fachhochschule fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichstellung von 
Männern und Frauen.  

§ 4 

Studiengemeinschaften und externe Teilnehmer 

(1) Zur Durchführung des Masterstudienganges nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 kön-
nen Studiengemeinschaften mit anderen Bundesländern gebildet werden. Die Fachhoch-
schule kann Bedienstete des Freistaates Sachsen, die nicht der Polizei angehören, Be-
dienstete anderer Bundesländer und sonstige Personen zu Fortbildungsveranstaltungen 
der Fachhochschule zulassen. 

(2) Die Fachhochschule erhebt Gebühren und Auslagen für die Teilnahme von Be-
diensteten anderer Bundesländer sowie sonstiger Personen gemäß Absatz 1 nach Maß-
gabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 3. Die Möglichkeit der Erhebung privatrechtli-
cher Entgelte bleibt unberührt. Für die Teilnahme von Bediensteten des Freistaates Sach-
sen werden keine Kosten erhoben. 
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(3) Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Staatsministerium eine Rechtsverordnung über die nach Absatz 2 
zu erhebenden Gebühren und Auslagen zu erlassen. In der Rechtsverordnung können die 
persönliche Gebührenfreiheit sowie der Zeitpunkt der Entstehung und der Fälligkeit des 
Gebührenanspruchs abweichend vom Sächsischen Verwaltungskostengesetz vom 
5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245), in der jeweils geltenden Fassung, bestimmt werden.  

§ 5 

Organisation 

(1) Die Fachhochschule gliedert sich in die Abteilungen Zentrale Verwaltung, Studi-
um und Forschung, Ausbildung sowie Fortbildung. Die Polizeifachschulen gehören der 
Abteilung Ausbildung an. Darüber hinaus regelt die Struktur der Abteilungen und die Ein-
richtung weiterer Organisationsbereiche das Staatsministerium des Innern.  

(2) Organe der Fachhochschule sind  

1. die Rektorin oder der Rektor und  

2. der Senat. 

(3) Organe der Abteilungen sind  

1. die Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter, 

2. der Studienbereichsrat und 

3. der Ausbildungsbereichsrat. 

(4) Die Abteilung Zentrale Verwaltung erfüllt die Aufgaben gemäß § 3 Absatz 1 
Nummer 4, führt die laufenden Geschäfte der Verwaltung und erledigt die Rechts- und 
Verwaltungsangelegenheiten der Fachhochschule. 

(5) Die Abteilung Studium und Forschung erfüllt die Aufgaben gemäß § 3 Absatz 1 
Nummer 1, 2 und 6.  

(6) Die Abteilung Ausbildung erfüllt die Aufgaben gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 3. 

(7) Die Abteilung Fortbildung erfüllt die Aufgaben gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 5. 

§ 6 

Rektorin oder Rektor 

(1) Die Rektorin oder der Rektor leitet und vertritt die Fachhochschule und ist insbe-
sondere zuständig für die Vollziehung der Beschlüsse des Senats sowie die Wahrung der 
Ordnung an der Fachhochschule und die Ausübung des Hausrechts. Sie oder er ist Vor-
gesetzte oder Vorgesetzter der Bediensteten der Fachhochschule, der Studierenden wäh-
rend des fachtheoretischen Studiums an der Fachhochschule und der Auszubildenden 
während der fachtheoretischen Ausbildung. Die Vorschriften über die Dienstvorgesetzten 
bleiben unberührt. Für die Rechte und Pflichten der Rektorin oder des Rektors gilt, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, darüber hinaus § 83 Absatz 2, 4, 5 und 6 Satz 1 
bis 3 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
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vom 15. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 3), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 27 des Geset-
zes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Rektorates die Rektorin 
oder der Rektor tritt. 

(2) Das Staatsministerium des Innern bestellt die Rektorin oder den Rektor nach An-
hörung des Senats. Die Stelle ist auszuschreiben. Das Amt wird im Beamtenverhältnis 
grundsätzlich auf Lebenszeit ausgeübt. Eine Bestellung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit 
ist zulässig. In diesem Fall beträgt die Amtszeit fünf Jahre. Ein bisheriges Richter- oder 
Beamtenverhältnis mit dem Freistaat Sachsen bleibt dann bestehen. Die daraus erwach-
senden Rechte und Pflichten ruhen für die Dauer der Ausübung der Tätigkeit als Rektorin 
oder Rektor. 

(3) Als Rektorin oder Rektor können Professorinnen und Professoren sowie Beam-
tinnen und Beamte der zweiten Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der 
Fachrichtung Polizei mit dem fachlichen Schwerpunkt Polizeivollzugsdienst bestellt wer-
den. Darüber hinaus kann eine Bestellung von Bediensteten mit der Befähigung für die 
zweite Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine 
Verwaltung mit dem fachlichen Schwerpunkt allgemeiner Verwaltungsdienst oder einer 
Person mit vergleichbarer Qualifikation erfolgen. 

(4) Die Rektorin oder der Rektor wird im Falle der Verhinderung durch die Leiterin 
oder den Leiter der Abteilung Studium und Forschung vertreten. Ist auch die Vertreterin 
oder der Vertreter verhindert, wird die Rektorin oder der Rektor durch die Leiterin oder 
den Leiter der Abteilung Fortbildung vertreten. 

§ 7 

Prorektorinnen und Prorektoren 

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Abteilung Studium und Forschung und die Leiterin 
oder der Leiter der Abteilung Fortbildung sind Prorektorinnen und Prorektoren.  

(2) Die Prorektorin oder der Prorektor vertritt die Abteilung, für die sie oder er zu-
ständig ist, und führt deren Geschäfte. Sie oder er hat darauf hinzuwirken, dass das 
hauptamtliche Lehrpersonal der Abteilung seine Lehr- und Prüfungsverpflichtungen ord-
nungsgemäß erfüllt. 

(3) § 6 Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend.  

(4) § 6 Absatz 3 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass als Leiterin oder Leiter der 
Abteilung Fortbildung eine Beamtin oder ein Beamter der zweiten Einstiegsebene der 
Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei mit dem fachlichen Schwer-
punkt Polizeivollzugsdienst zu bestellen ist. 

§ 8 

Kanzlerin oder Kanzler 

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Abteilung Zentrale Verwaltung ist Kanzlerin oder 
Kanzler. 

(2) Die Kanzlerin oder der Kanzler vertritt die Abteilung und führt deren Geschäfte.  
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(3) § 6 Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend. 

(4) Als Kanzlerin oder Kanzler ist eine Bedienstete oder ein Bediensteter mit der Be-
fähigung für die zweite Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrich-
tung Allgemeine Verwaltung mit dem fachlichen Schwerpunkt allgemeiner Verwaltungs-
dienst zu bestellen. 

§ 9 

Leiterin oder Leiter der Abteilung Ausbildung 

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Abteilung Ausbildung  

1. vertritt die Abteilung und führt deren Geschäfte, 

2. wirkt darauf hin, dass das hauptamtliche Lehrpersonal der Abteilung seine Lehr- und 
Prüfungsverpflichtungen ordnungsgemäß erfüllt, und 

3. hat die Gesamtleitung über alle Polizeifachschulen inne. 

(2) § 6 Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend. 

(3) Als Leiterin oder Leiter der Abteilung Ausbildung ist eine Beamtin oder ein Beam-
ter der zweiten Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung 
Polizei mit dem fachlichen Schwerpunkt Polizeivollzugsdienst oder eine Bedienstete oder 
ein Bediensteter mit der Befähigung für die zweite Einstiegsebene der Laufbahn der Lauf-
bahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine Verwaltung mit dem fachlichen Schwerpunkt 
allgemeiner Verwaltungsdienst zu bestellen. 

§ 10 

Senat 

(1) Dem Senat gehören an  

1. die Rektorin oder der Rektor als Vorsitzende oder Vorsitzender, 

2. die Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter, 

3. je zwei Mitglieder des hauptamtlichen Lehrpersonals aus den Abteilungen Studium 
und Forschung, Ausbildung sowie Fortbildung, 

4. eine Lehrbeauftragte oder ein Lehrbeauftragter, 

5. eine Studierende oder ein Studierender je Studienjahrgang des Bachelorstudiengan-
ges, 

6. eine Studierende oder ein Studierender des Masterstudienganges und 

7. eine Auszubildende oder ein Auszubildender aus jeder Polizeifachschule. 

Der Vertretung der Abteilung Studium und Forschung nach Satz 1 Nummer 3 muss min-
destens eine Professorin oder ein Professor angehören.  
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(2) Die Mitglieder des hauptamtlichen Lehrpersonals aus der jeweiligen Abteilung, 
die Studierenden und die Auszubildenden wählen jeweils aus ihrer Mitte die Mitglieder 
nach Absatz 1 Nummer 3 bis 7 sowie eine jeweils gleiche Zahl von Vertreterinnen und 
Vertretern. Soweit Personen nicht kraft Amtes Mitglieder des Senats sind, ist auf eine an-
gemessene Repräsentation von Frauen und Männern hinzuwirken. Näheres regelt die 
Fachhochschule durch Satzung. 

(3) Die Amtszeit der gewählten Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 beträgt 
zwei Jahre. Die Amtszeit der gewählten Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 5 bis 7 endet 
mit der Beendigung ihres Studiums oder ihrer Ausbildung. Sie wird durch praktische Stu-
dien- oder Ausbildungsabschnitte nicht unterbrochen. Im Übrigen endet die Amtszeit für 
alle Mitglieder des Senats mit dem Ausscheiden aus der Fachhochschule. 

(4) Die Mitglieder des Senats sind im Rahmen ihrer Senatstätigkeit an Weisungen 
nicht gebunden. Sie dürfen wegen dieser Tätigkeit weder benachteiligt noch bevorzugt 
werden.  

§ 11 

Aufgaben des Senats 

(1) Der Senat ist zuständig für die Beschlussfassung 

1. über die Grundordnung und weitere Satzungen der Fachhochschule, 

2. über Grundsatzfragen des Lehr- und Studienbetriebes, des Aus- und Fortbildungsbe-
triebes im Rahmen der Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften sowie des For-
schungsbetriebes, 

3. über das Modulhandbuch des Studiums für den Erwerb der Befähigung für die erste 
Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei, 

4. über den Ausbildungsplan der Ausbildung für den Erwerb der Befähigung für die 
zweite Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Polizei 
und 

5. über die Fortbildungskonzeption, einschließlich des jährlichen Fortbildungskataloges. 

(2) Er ist darüber hinaus zuständig für  

1. Stellungnahmen zur Planung der weiteren Entwicklung der Fachhochschule und der 
diese betreffenden sonstigen Grundsatzfragen, 

2. Stellungnahmen zur Bestellung der Rektorin oder des Rektors, der Abteilungsleiterin-
nen und Abteilungsleiter sowie  

3. die Mitwirkung bei der Berufung von Professorinnen und Professoren. 

(3) Die Vertreterinnen und Vertreter der Abteilung Ausbildung nach § 10 Absatz 1 
Nummer 2 und 3 sowie die Senatsmitglieder nach § 10 Absatz 1 Nummer 7 sind bei Be-
schlüssen nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 nur stimmberechtigt und zur Mitwirkung nach 
Absatz 2 Nummer 3 nur befugt, soweit Ausbildungsangelegenheiten betroffen sind.  

(4) Der Senat gibt sich eine Geschäftsordnung, die insbesondere den Geschäfts-
gang der Sitzungen sowie das Verfahren der Beratung und Beschlussfassung näher re-
gelt. 
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§ 12 

Studienbereichsrat und Ausbildungsbereichsrat 

(1) In der Abteilung Studium und Forschung wird ein Studienbereichsrat nach § 5 
Absatz 3 Nummer 2 und in der Abteilung Ausbildung ein Ausbildungsbereichsrat nach § 5 
Absatz 3 Nummer 3 eingerichtet. 

(2) Dem Studienbereichsrat gehören an 

1. die Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter, 

2. die Leiterinnen oder Leiter der Studienbereiche, 

3. die Leiterinnen oder Leiter der nach § 19 Absatz 2 eingerichteten Forschungsinstitute, 

4. eine Lehrbeauftragte oder ein Lehrbeauftragter der Abteilung, 

5. eine Studierende oder ein Studierender je Studienjahrgang des Bachelorstudiengan-
ges und  

6. eine Studierende oder ein Studierender des Masterstudienganges. 

(3) Dem Ausbildungsbereichsrat gehören an 

1. die Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter, 

2. die Leiterinnen und Leiter der Polizeifachschulen, 

3. die Leiterinnen und Leiter der Ausbildungsbereiche und 

4. eine Auszubildende oder ein Auszubildender aus jeder Polizeifachschule. 

(4) Der Studienbereichsrat und der Ausbildungsbereichsrat befassen sich mit allen 
wesentlichen Angelegenheiten der jeweiligen Abteilung. Sie nehmen, soweit dies die je-
weilige Abteilung betrifft, insbesondere Stellung zu 

1. Grundsatzfragen des Studien- und Ausbildungsbetriebes sowie 

2. der Aufstellung des Modulhandbuches und des Ausbildungsplanes. 

Der Studienbereichsrat kann darüber hinaus Empfehlungen für Forschungsaufgaben aus-
sprechen und wirkt bei der Berufung von Professorinnen und Professoren mit. Näheres 
regelt die Fachhochschule durch Satzung. 

(5) § 10 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.  

§ 13 

Hauptamtliches Lehrpersonal 

(1) Die der Fachhochschule nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 5 und 6 übertrage-
nen Aufgaben sind die vorrangigen Dienstaufgaben des hauptamtlichen Lehrpersonals.  

(2) Das hauptamtliche Lehrpersonal der Fachhochschule setzt sich aus Professorin-
nen und Professoren, Dozentinnen und Dozenten, Lehrkräften für besondere Aufgaben, 
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Fachlehrerinnen und Fachlehrern in der Fortbildung sowie Lehrkräften an den Polizei-
fachschulen zusammen. 

(3) In der Abteilung Studium und Forschung werden grundsätzlich Professorinnen 
und Professoren, Dozentinnen und Dozenten sowie Lehrkräfte für besondere Aufgaben 
eingesetzt. In der Abteilung Fortbildung werden grundsätzlich Dozentinnen und Dozenten 
sowie Fachlehrerinnen und Fachlehrer und in der Abteilung Ausbildung grundsätzlich 
Lehrkräfte an den Polizeifachschulen eingesetzt. 

(4) Dozentinnen und Dozenten, Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie Fachlehre-
rinnen und Fachlehrer in der Fortbildung sollen über einen Hochschulabschluss sowie 
pädagogische Eignung verfügen.  

(5) Die beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Regelungen bleiben unberührt. Auf 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben ist § 74 Satz 3 des Sächsischen Hochschulfreiheits-
gesetzes nicht anzuwenden. 

§ 14 

Professorinnen und Professoren 

(1) Die Berufungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren richten sich 
nach § 58 Absatz 1 bis 5 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes. 

(2) Das Staatsministerium des Innern schreibt die Stellen für Professorinnen und 
Professoren aus. Es beruft Professorinnen und Professoren im Einvernehmen mit dem für 
Wissenschaft zuständigen Staatsministerium. Der Studienbereichsrat setzt zur Vorberei-
tung der Ausschreibung und des Berufungsvorschlages eine Berufungskommission ein. 
Die Berufungskommission legt dem Senat mit Zustimmung des Studienbereichsrates ei-
nen Berufungsvorschlag vor. Dieser soll die Namen von drei Kandidatinnen oder Kandida-
ten in einer Reihenfolge und eine ausreichende Begründung enthalten. Der Senat unter-
breitet dem Staatsministerium des Innern den Berufungsvorschlag. Satz 5 gilt entspre-
chend. Der Senat und das Staatsministerium des Innern sind nicht an die jeweils vorge-
schlagene Reihenfolge der Kandidatinnen oder Kandidaten gebunden. Beruft das 
Staatsministerium des Innern keine oder keinen der vom Senat vorgeschlagenen Kandi-
datinnen oder Kandidaten, fordert es den Senat zur Unterbreitung eines neuen Beru-
fungsvorschlags auf. Sätze 4 bis 7 gelten entsprechend. Ist ein neuer Vorschlag nicht 
möglich oder wird er nicht innerhalb eines Monats nach der Aufforderung eingereicht, 
stellt das Staatsministerium des Innern das Berufungsverfahren ein. 

(3) Näheres zur Durchführung des Berufungsverfahrens an der Fachhochschule re-
gelt die Fachhochschule durch Satzung. 

(4) Professorinnen und Professoren können zu Beamtinnen und Beamten auf Le-
benszeit ernannt oder in einem befristeten oder unbefristeten Arbeitnehmerverhältnis ein-
gestellt werden. Im Übrigen gilt für die dienstrechtliche Stellung der Professorinnen und 
Professoren § 69 Absatz 2 Satz 1, Absatz 5, 6 und 7 Satz 1 des Sächsischen Hochschul-
freiheitsgesetzes.  



 - 10 -   

 

§ 15 

Lehrbeauftragte 

(1) Die Rektorin oder der Rektor kann zur Sicherstellung der Lehre, zur Ergänzung 
des Lehrangebotes sowie zur Vermittlung von Spezialkenntnissen Lehraufträge erteilen. 
Der Lehrauftrag ist ein befristetes öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis besonderer Art. 
Er begründet kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis. 

(2) Lehrbeauftragte nehmen die ihnen übertragenen Lehraufgaben selbstständig 
wahr. Sie müssen nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung in der Lage sein, 
den ihnen übertragenen Lehrauftrag zu erfüllen. 

§ 16 

Fachhochschulbeirat 

(1) Der Fachhochschulbeirat unterstützt die Fachhochschule bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach § 3 insbesondere durch  

1. die Beratung zur Weiterentwicklung der Fachhochschule und zu den Inhalten von 
Studium und Forschung sowie Aus- und Fortbildung, 

2. die Begleitung des Diskurses zu aktuellen gesellschaftlichen Themen an der Fach-
hochschule und 

3. die Förderung des gesellschaftlichen Dialoges. 

Zu diesem Zweck kann der Fachhochschulbeirat Empfehlungen aussprechen. 

(2) Dem Fachhochschulbeirat gehören an 

1. die Staatsministerin oder der Staatsminister des Innern, 

2. die Landespolizeipräsidentin oder der Landespolizeipräsident,  

3. die Leiterin oder der Leiter des für die Dienst- und Fachaufsicht der Fachhochschule 
zuständigen Fachreferates des Staatsministeriums des Innern,  

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter des für Wissenschaft zuständigen Staatsministeri-
ums, 

5. die Rektorin oder der Rektor und 

6. bis zu acht Personen des öffentlichen Lebens. 

Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 sind kraft Amtes für die Dauer ihres 
Hauptamtes bestimmt. Durch das Staatsministerium des Innern werden das Mitglied nach 
Satz 1 Nummer 4 für die Dauer seines Hauptamtes und die Mitglieder nach Satz 1 Num-
mer 6 für die Dauer von drei Jahren berufen.  

(3) Das Staatsministerium des Innern bestimmt ein Mitglied des Fachhochschulbei-
rates zu der Vorsitzenden oder zu dem Vorsitzenden für die Dauer von drei Jahren. Glei-
ches gilt für die Vertreterin oder den Vertreter. 
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(4) Die oder der Vorsitzende beruft den Fachhochschulbeirat mindestens zweimal im 
Kalenderjahr ein. Sie oder er hat den Fachhochschulbeirat außerdem einzuberufen, wenn 
mehr als die Hälfte der Mitglieder dies verlangt. Die Rektorin oder der Rektor unterrichtet 
den Fachhochschulbeirat in jeder Sitzung über aktuelle Angelegenheiten der Fachhoch-
schule. Die Vor- und Nachbereitung der Fachhochschulbeiratssitzungen, insbesondere 
die Einladung der Mitglieder und die Erstellung der Tagesordnung obliegen der Rektorin 
oder dem Rektor in Abstimmung mit dem Staatsministerium des Innern. Die Regelungen 
des sächsischen Reisekostenrechts finden entsprechende Anwendung. 

§ 17 

Studierendenrat und Auszubildendenrat 

(1) Zur Wahrnehmung der Belange der Studierenden wird ein Studierendenrat gebil-
det. Mitglieder sind die Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden im Senat und im 
Studienbereichsrat. Der Studierendenrat vertritt die hochschulpolitischen, fachlichen, so-
zialen, kulturellen und sportlichen Belange der Studierenden. 

(2) Zur Wahrnehmung der Belange der Auszubildenden wird ein Auszubildendenrat 
gebildet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Der Auszubildendenrat vertritt die fachlichen, 
sozialen, kulturellen und sportlichen Belange der Auszubildenden der Polizeifachschulen. 

(3) Der Studierendenrat und der Auszubildendenrat unterstehen der Rechtsaufsicht 
der Rektorin oder des Rektors.  

(4) Näheres regelt die Fachhochschule durch Satzung. 

§ 18 

Studium, Prüfungen und Hochschulgrade 

(1) Die Zulassung zum Studium an der Fachhochschule, das Studium und die Prü-
fungen richten sich nach den aufgrund von beamtenrechtlichen Vorschriften erlassenen 
Laufbahn- sowie Ausbildungs- und Prüfungsordnungen. 

(2) Das Studium für den Erwerb der Befähigung für die erste Einstiegsebene der 
Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei wird als Bachelorstudiengang 
durchgeführt. Die Fachhochschule verleiht nach Bestehen aller hierfür erforderlichen Prü-
fungsleistungen den akademischen Grad eines „Bachelor of Arts (B. A.)“ im Studiengang 
Polizeivollzugsdienst. Zur Wahrung der im Hochschulwesen gebotenen Einheitlichkeit 
kann das Staatsministerium des Innern durch Rechtsverordnung im Benehmen mit dem 
für Wissenschaft zuständigen Staatsministerium den Inhalt der Bachelorurkunde regeln.  

§ 19 

Forschung 

(1) Die Fachhochschule betreibt zur Weiterentwicklung von Lehre und Studium so-
wie zur Unterstützung der polizeilichen Praxis bedarfsgerechte und anwendungsorientier-
te Forschung.  

(2) Die Fachhochschule kann zur Erfüllung der Forschungsaufgaben mit Zustim-
mung des Staatsministeriums des Innern Forschungsinstitute einrichten. Das Staatsminis-
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terium des Innern erteilt seine Zustimmung im Benehmen mit dem für Wissenschaft zu-
ständigen Staatsministerium. Näheres zur Organisation der Forschungsinstitute regelt die 
Fachhochschule durch Satzung. 

(3) Den Forschungsinstituten können wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter als Beschäftigte zugeordnet werden. Sie erbringen unter fachlicher Verantwortung 
und Weisungsbefugnis der Leiterin oder des Leiters des Forschungsinstitutes wissen-
schaftliche Dienstleistungen. Ihnen können Aufgaben der Forschung zur selbständigen 
Wahrnehmung übertragen werden. § 71 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes 
findet keine Anwendung.  

(4) Die Fachhochschule kann im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung auch Forschungs-
vorhaben durchführen, die aus Drittmitteln finanziert werden. Die Pflicht zur Erfüllung der 
Dienstaufgaben bleibt hiervon unberührt. 

§ 20 

Ausbildung 

Dauer und Inhalt der Ausbildung an den Polizeifachschulen sowie notwendige Prü-
fungen richten sich nach den aufgrund von beamtenrechtlichen Vorschriften erlassenen 
Laufbahn- sowie Ausbildungs- und Prüfungsordnungen. 

§ 21 

Fortbildung 

Die inhaltliche und organisatorische Ausgestaltung der Fortbildung ist eine Wei-
sungsaufgabe. 

§ 22 

Qualitätssicherung 

Wesentlicher Bestandteil der Qualitätssicherung ist die regelmäßige Durchführung 
von Evaluationen. Näheres regelt die Fachhochschule durch Satzung.  

§ 23 

Geltung des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes 

Soweit dieses Gesetz keine abschließende Regelung enthält, gilt das Sächsische 
Hochschulfreiheitsgesetz entsprechend. Ausgenommen hiervon sind die Belange, welche 
ausschließlich die Ausbildung oder Fortbildung betreffen. 
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§ 24 

Übergangsbestimmungen 

(1) Von dem Präsidium der Bereitschaftspolizei gehen mit Inkrafttreten dieses Ge-
setzes die Aufgaben nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 und 4 auf die Fachhochschule über. 

(2) Von dem Polizeiverwaltungsamt geht mit Inkrafttreten dieses Gesetzes die Auf-
gabe der zentralen Fortbildung in den Bereichen Information und Kommunikation auf die 
Fachhochschule über. 

(3) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnenen Ausbildungs- und Studi-
enjahrgänge sowie Fortbildungen werden an der Fachhochschule fortgeführt.  

(4) Die Bediensteten sowie die Polizeimeisteranwärterinnen und Polizeimeisteran-
wärter, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes den Polizeifachschulen 
Chemnitz, Leipzig und Schneeberg angehören, sind zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes von dem Präsidium der Bereitschaftspolizei an die Fachhochschule ver-
setzt. 

(5) Bis zum Erlass von allgemeinen Anordnungen, Verwaltungsvorschriften und Ver-
ordnungen sowie Satzungen der Fachhochschule auf der Grundlage dieses Gesetzes 
gelten die bisherigen Vorschriften entsprechend. 

(6) Das Kuratorium, die Fachbereichsräte und die Studentenvertretung der Fach-
hochschule werden mit Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgelöst. Der Fachhochschulbeirat, 
der Studienbereichsrat und der Studierendenrat sind innerhalb von drei Kalendermonaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf dessen Grundlage zu besetzen. 

(7) Der Senat ist innerhalb von drei Kalendermonaten nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes auf dessen Grundlage neu zu besetzen. Mit der Neubesetzung des Senats endet 
die Amtszeit seiner bisherigen Mitglieder.  

(8) Der Ausbildungsbereichsrat und der Auszubildendenrat sind auf der Grundlage 
dieses Gesetzes neu zu besetzen mit Beginn des neuen Studien- und Ausbildungsjahres, 
welches auf den 1. Juli 2021 folgt. 

Artikel 2 

Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes 

Das Sächsische Besoldungsgesetz vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 
1005), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. August 2019  
(SächsGVBl. S. 662) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Anlage 1 Ziffer I wird wie folgt geändert: 

In der Besoldungsgruppe A 15 werden die Wörter „Kanzler der Hochschule der Sächsi-
schen Polizei (FH)“ gestrichen.  

2. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der Besoldungsgruppe B 2 werden die Wörter „Rektor der Hochschule der 
Sächsischen Polizei (FH)“ gestrichen. 
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b) In der Besoldungsgruppe B 3 werden nach den Wörtern „Präsident des Statisti-
schen Landesamtes“ ein Zeilenumbruch, die Wörter „Rektor der Hochschule der 
Sächsischen Polizei (FH)“ und ein weiterer Zeilenumbruch eingefügt. 

Artikel 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Sächsische Poli-
zeifachhochschulgesetz vom 24. Mai 1994 (SächsGVBl. S. 1002), das zuletzt durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist, außer 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Es ist beabsichtigt, eine Neuordnung der Organisation der Aus- und Fortbildung der säch-
sischen Polizei vorzunehmen. Es ist deshalb erforderlich, das Sächsische Polizeifach-
hochschulgesetz vom 24. Mai 1994, zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358), zu ändern.  

Aufgrund des Umfangs und der inhaltlichen Bedeutung soll eine konstitutive Neufassung 
des Sächsischen Polizeifachhochschulgesetzes erfolgen. 

Inhaltlich soll durch das Gesetzesvorhaben eine Neuordnung der Organisationstruktur 
und Aufgaben der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) - nachfolgend Fachhoch-
schule - vorgenommen werden. Der vorliegende Gesetzentwurf nimmt dabei auch Emp-
fehlungen des Berichtes der „Kommission zur Überprüfung der Ausbildung an der Hoch-
schule der Sächsischen Polizei (FH)“ vom 16. Mai 2019 auf. Dieser bildete die Grundlage 
eines Diskussionsprozesses über die zukünftige organisatorische Ausrichtung der Aus- 
und Fortbildung der sächsischen Polizei. 

Zukünftig soll die Fachhochschule der zentrale Träger der Aus- und Fortbildung der säch-
sischen Polizei sein. Dazu werden unter dem Dach der Fachhochschule das Studium, die 
Ausbildung und die zentrale Fortbildung der Bediensteten der sächsischen Polizei vereint. 
Hierdurch wird zum einen eine verbesserte inhaltliche Abstimmung zwischen Aus- und 
Fortbildung erreicht. Zum anderen wird die Ablauf- und Aufbauorganisation der Fach-
hochschule an die neuen Anforderungen angepasst.  

Die Fachhochschule behält ihre bisherige Zuständigkeit für den Erwerb der Laufbahnbe-
fähigung für die erste Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei mit 
den fachlichen Schwerpunkten Polizeivollzugsdienst sowie Computer- und Internetkrimi-
nalitätsdienst als Bachelorstudiengang und die Durchführung des ersten Studienjahres im 
Rahmen des Masterstudienjahrganges zum Erwerb der Laufbahnbefähigung für die zwei-
te Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei. 

Zusätzlich wird ihr zukünftig die derzeit bei dem Präsidium der Bereitschaftspolizei liegen-
de Aufgabe der Ausbildung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung für die zweite Ein-
stiegsebene der Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Polizei an den Polizeifachschulen 
übertragen. Für das Studium und die Ausbildung obliegt der Fachhochschule künftig auch 
die Durchführung des Auswahl- und Einstellungsverfahrens sowie des Versetzungsver-
fahrens nach Abschluss der Ausbildung oder des Studiums.  

Die Fachhochschule bleibt der Träger der zentralen Fortbildung. Dieses Aufgabenspekt-
rum wird erweitert.  

So wird der Fachhochschule zukünftig auch die Fortbildung im Bereich Information und 
Kommunikation übertragen. Diese Aufgabe lag bisher bei dem Polizeiverwaltungsamt. 

Daneben wird weiterhin die bedarfsgerechte und anwendungsorientierte Forschung ein 
Aufgabenschwerpunkt der Fachhochschule sein. Zur Stärkung dieser hochschuleigenen 
Forschung wird die Möglichkeit geschaffen, dass die Fachhochschule mit Zustimmung 
des Staatsministeriums des Innern eigenständige Forschungsinstitute einrichten kann. 

Um diese Ziele zu erreichen und eine wirksame und effiziente Aufgabenwahrnehmung zu 
gewährleisten, soll eine neue Struktur eingenommen werden. Hierzu werden die Abteilun-
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gen „Zentrale Verwaltung“, „Studium und Forschung“, „Ausbildung“ und „Fortbildung“ ein-
gerichtet. Die Abteilungen Studium und Forschung sowie Fortbildung werden dabei von 
Prorektorinnen oder Prorektoren geführt. Die Leiterin oder der Leiter der Abteilung Studi-
um und Forschung ist zugleich der Abwesenheitsvertreter der Rektorin oder des Rektors. 
Hierdurch wird eine verbesserte Einbindung des wissenschaftlichen Personals in der Füh-
rung der Fachhochschule erreicht.  

Auf weitere gesetzliche Festlegungen zur Struktur der Abteilungen sowie weiterer Organi-
sationsbereiche wurde verzichtet, um eine möglichst große Flexibilität zu erreichen. 

Darüber hinaus werden im Gesetzesentwurf die erforderlichen Anpassungen aufgrund der 
Eingliederung der Ausbildung der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 der 
Fachrichtung Polizei in die Fachhochschule sowie der Erweiterung der Aufgaben der zent-
ralen Fortbildung vorgenommen. Ziel ist, eine ausgewogene Abbildung von Studium, 
Ausbildung und Fortbildung in der Organisation der Fachhochschule zu erreichen.  

Im Rahmen der Neuorganisation soll ein Fachhochschulbeirat eingerichtet werden. Dieser 
soll die Fachhochschule bei der Erfüllung ihrer Aufgaben beraten und unterstützen und 
durch Empfehlungen eine ständige inhaltliche Weiterentwicklung der Fachhochschule 
gewährleisten. Hierzu bedarf es auch externer Unterstützung. Deshalb sollen dem Fach-
hochschulbeirat neben Vertreterinnen und Vertretern der Staatsregierung insbesondere 
auch externe Mitglieder aus Gesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft und Medien angehö-
ren, um eine möglichst breite inhaltliche Aufstellung zu erreichen. 

Mit den Übergangsbestimmungen werden insbesondere die organisatorisch notwendigen 
Regelungen zur status- und besoldungsrechtlich unveränderten Versetzung der Bedien-
steten und zur Aufgabenübertragung getroffen.  

Der erweiterte Aufgabenzuschnitt im Leitungsbereich der Fachhochschule führt zu einer 
Anhebung einzelner Ämter. Das Sächsische Besoldungsgesetz vom 18. Dezember 2013 
(SächsGVBl. S. 970, 1005), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. August 
2019 (SächsGVBl. S. 662) geändert worden ist, ist daher ebenfalls zu ändern. 

Der Erfüllungsaufwand steht in einem angemessenen Verhältnis zur geplanten Neustruk-
turierung. Dem einmaligem Personalaufwand der Verwaltung zur Anpassung untergesetz-
licher Normen, Änderungen im Organisationsablauf der Aus- und Fortbildung sowie bei 
Auswahl-, Einstellungs- und Versetzungsverfahren sowie weiterer nötiger Maßnahmen 
von 30.598 Euro steht infolge eines geringeren Personalaufwandes in verschiedenen 
Gremien eine Reduzierung des jährlichen Personalaufwandes von 56.318 Euro gegen-
über. Der einmalige Sachaufwand in der Verwaltung in Höhe von 3.209 Euro wird durch 
eine Reduzierung des jährlichen Sachaufwandes in Höhe von 5.273 Euro kompensiert. 
Durch eine geänderte personelle Besetzung von Gremien erhöht sich der jährliche Erfül-
lungsaufwand für Bürger um 32 Stunden und für die Wirtschaft um 64 Stunden; für die 
Kommunen ist eine Reduzierung des jährlichen Erfüllungsaufwandes im Umfang von 16 
Stunden zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz 
über die Hochschule der Sächsischen Polizei (FH)) 

Zu § 1 (Geltungsbereich) 

§ 1 regelt den Geltungsbereich des Gesetzes und entspricht der bisherigen Regelung in 
§ 1 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F. 
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Zu § 2 (Rechtsnatur, Satzungsbefugnis und Aufsicht) 

In § 2 werden die Organisationsform, das Satzungsrecht sowie die Dienst- und Fachauf-
sicht geregelt. 

Zu Absatz 1 

Die Fachhochschule bleibt eine Einrichtung des Freistaates Sachsen. Sie ist keine recht-
lich selbständige Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird festgelegt, dass die Fachhochschule sich eine Grundordnung gibt. Die 
Grundordnung bestimmt insbesondere die Grundsätze, nach denen die innere Struktur 
der Fachhochschule, soweit nicht an anderer Stelle gesetzlich geregelt, und die innere 
Organisation, beispielsweise des Lehrbetriebs, ausgestaltet sind.  

Zu Absatz 3 

Die Satzungsbefugnis der Fachhochschule, insbesondere für den Bereich Studium und 
Forschung, wird hier eindeutig geregelt. Gleichzeitig werden auch die Grenzen der Sat-
zungsbefugnis bestimmt. Die Bereiche Ausbildung und Fortbildung sind beispielsweise 
Weisungsangelegenheiten, so dass für diese Bereiche grundsätzlich keine Satzungsbe-
fugnis besteht. Satz 3 regelt, dass Satzungen der Aufsichtsbehörde anzuzeigen sind. Er 
entspricht § 3 Absatz 3 Satz 2 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F.  

Zu Absatz 4 

In § 2 Absatz 4 wird die Aufsicht über die Fachhochschule geregelt. Es wird zwischen 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht unterschieden. Aufgrund der Stellung der Fachhoch-
schule als Gesamtbildungseinrichtung ist die Unterscheidung zwischen den einzelnen 
Arten der Aufsicht erforderlich. Es wird klargestellt, dass für den Bereich Studium und 
Forschung wegen der grundrechtlich geschützten Wissenschaftsfreiheit nur die Ausübung 
der Rechtsaufsicht und diese nur im Benehmen mit dem für Wissenschaft zuständigen 
Staatsministerium möglich ist. Ansonsten führt das Staatsministerium des Innern die 
Dienst- und Fachaufsicht. 

Zu § 3 (Aufgaben) 

Zu den zentralen Aufgaben der Fachhochschule zählen weiterhin Lehr- und Forschungs-
aufgaben. Diese Vorschrift trifft die erforderlichen Präzisierungen. 

Zu Absatz 1 

Die Fachhochschule hat weiterhin die Aufgabe, die Organisation und Durchführung des 
Studiums für den Erwerb der Laufbahnbefähigung für die erste Einstiegsebene der Lauf-
bahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei mit den fachlichen Schwerpunkten Polizeivoll-
zugsdienst sowie Computer- und Internetkriminalitätsdienst als Bachelorstudiengang 
(Nummer 1) sicherzustellen.  

Des Weiteren obliegt ihr auch weiterhin die Durchführung des ersten Studienjahres im 
Rahmen des Masterstudienjahrganges zum Erwerb der Laufbahnbefähigung für die zwei-
te Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei (Nummer 2).  

Die Fachhochschule als Gesamtbildungseinrichtung der sächsischen Polizei ist nunmehr - 
neben den bisher dort verankerten Säulen Studium und Fortbildung - zusätzlich für die 
derzeit bei dem Präsidium der Bereitschaftspolizei liegende Aufgabe der Ausbildung für 
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den Erwerb der Laufbahnbefähigung für die zweite Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 
der Fachrichtung Polizei an den Polizeifachschulen verantwortlich (Nummer 3).  

Zukünftig soll die Fachhochschule für das Studium und die Ausbildung auch das Auswahl- 
und Einstellungsverfahren sowie das jeweils anschließende Versetzungs- bzw. Vertei-
lungsverfahren durchführen (Nummer 4).  

Die Fachhochschule bleibt der zentrale Träger der Fortbildung innerhalb der sächsischen 
Polizei (Nummer 5). 

Weiterhin soll die Fachhochschule anwendungsorientierte Forschung im Polizei- und Si-
cherheitsbereich betreiben. Ziel ist, eine Übertragbarkeit der Forschungsergebnisse auf 
die polizeiliche Praxis, um damit einen Mehrgewinn für die tägliche Arbeit der sächsischen 
Polizei zu erreichen (Nummer 6). 

Um den Anforderungen an eine zeitgemäße Aus-, Fort- und Weiterbildung zu entspre-
chen, übernimmt die Fachhochschule die Aufgabe, ein Leitbild einer modernen Polizei zu 
entwickeln, um daraus Handlungsspielräume für die Weiterentwicklung ihres Leistungs-
portfolios zu rekrutieren (Nummer 7). 

Satz 2 enthält eine Öffnungsklausel zur Übertragung möglicher weiterer Aufgaben durch 
das Staatsministerium des Innern. Zudem wird für das Staatsministerium des Innern die 
Möglichkeit geschaffen, aufgrund möglichen praktischen Bedarfs einzelne Fortbildungsbe-
reiche aus der Verantwortung der Fachhochschule herauszulösen. Das betrifft beispiels-
weise aktuell das Diensthundewesen. 

Zu Absatz 2 

Die Förderung der Zusammenarbeit mit anderen Bildungseinrichtungen ist im Sinne einer 
beständigen Weiterentwicklung der Fachhochschule weiterhin von hoher Bedeutung. Dies 
betrifft insbesondere auch den Austausch mit internationalen Partnern. Diese Aufgabe 
bezieht sich auf alle Bereiche der Fachhochschule. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 werden die Ziele und Grundprinzipien von Studium und Ausbildung festgelegt.  

Zu Absatz 4 

Die regelmäßige Überprüfung und kontinuierliche Weiterentwicklung der Qualität von Stu-
dium und Forschung, Ausbildung sowie Fortbildung sind ständige begleitende Aufgaben 
der Fachhochschule.  

Zu Absatz 5 

In Absatz 4 Satz 1 wird festgelegt, dass eine Vernetzung zwischen Aus- und Fortbildung 
zu erfolgen hat, um sicherzustellen, dass beide Bereiche aufeinander aufbauen können. 
Ergänzend ist in Satz 2 die Verpflichtung aus § 2 Absatz 6 Satz 1 Sächsisches Poli-
zeifachhochschulgesetz a.F. übernommen, zu gewährleisten, dass das Studium an der 
Fachhochschule gleichwertig im Verhältnis zu anderen Fachhochschulen ist. 

Zu Absatz 6 

Entsprechend der wissenschaftlichen Ausrichtung der Fachhochschule wird die Gewähr-
leistung der Kunst- und Wissenschaftsfreiheit für die Mitglieder und Angehörigen der 
Fachhochschule betont.  
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Zu Absatz 7 

Das Handeln der Fachhochschule wird übergreifend geleitet durch den Anspruch, die 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern. 

Zu § 4 (Studiengemeinschaften und externe Teilnehmer) 

Mit § 4 Absatz 1 bis 3 werden die Regelungen zur Bildung von Studiengemeinschaften, 
der Teilnahmemöglichkeit von externen Teilnehmern an Fortbildungsveranstaltungen so-
wie entsprechende Kostenerstattungsregelungen geschaffen.  

Zu Absatz 1 

Die Fortbildungsangebote der Fachhochschule richten sich vorrangig an Bedienstete der 
sächsischen Polizei. Externe Teilnehmer, beispielsweise Bedienstete anderer Bundeslän-
der, Bedienstete nichtstaatlicher Stellen oder sonstige Personen, die nicht Bedienstete 
sind, können nur teilnehmen, wenn entsprechende Kapazitäten vorhanden sind.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt klar, dass für die Teilnahme von Bediensteten des Freistaates Sachsen 
keine Kosten erhoben werden (Kostenfreiheit). Gebühren und Auslagen für andere Teil-
nehmer können nach Maßgabe einer Rechtsverordnung erhoben werden. Dies entspricht 
den Regelungen in § 2 a Absatz 1 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F. Zudem 
wird die Möglichkeit der Abrechnung durch privatrechtliche Entgelte eingeräumt.  

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält entsprechend § 2a Absatz 2 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz 
a.F. eine Ermächtigungsgrundlage zum Erlass einer Verordnung über Gebühren und Aus-
lagen. 

Zu § 5 (Organisation) 

Zu Absatz 1 

Die neue Struktur der Fachhochschule und deren Untergliederung in Abteilungen werden 
in Absatz 1 Satz 1 gesetzlich geregelt. Die Einrichtung weiterer Organisationsbereiche 
und die Regelung der Struktur der Abteilungen obliegen nach Satz 2 dem Staatsministeri-
um des Innern. Insbesondere ist die Einrichtung eines Leitungsstabes als direkte Füh-
rungsunterstützung der Rektorin oder des Rektors vorgesehen. Eine weitere gesetzliche 
Regelung der Struktur der Fachhochschule erfolgt nicht, um eine flexible Anpassung bzw. 
Veränderung der internen Struktur im Rahmen der zukunftsorientierten Weiterentwicklung 
der Fachhochschule zu ermöglichen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht der alten Fassung (§ 4 Absatz 3 Sächsisches Polizeifachhoch-
schulgesetz a.F.). 

Zu Absatz 3 

Die Organe der Abteilungen sind in der Neufassung entsprechend der geänderten Ge-
samtstruktur bezeichnet. Die Abteilungen werden von den Abteilungsleitern geleitet. In 
den Abteilungen Studium und Forschung sowie Ausbildung werden Bereichsräte gebildet, 
in denen die in den jeweiligen Abteilungen tätigen Bediensteten und Studierenden bzw. 
Auszubildenden repräsentiert sind.  
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Zu Absatz 4 bis 7 

In den Absätzen 4 bis 7 werden die Aufgaben der jeweiligen Abteilungen abgebildet.  

Zu § 6 (Rektorin oder Rektor) 

§ 6 regelt die Stellung und Aufgaben der Rektorin oder des Rektors. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die wesentlichen Aufgaben der Rektorin oder des Rektors. Der Rektorin 
oder dem Rektor obliegen insbesondere die Leitung und die Vertretung der Fachhoch-
schule. Die Aufzählung ist nicht abschließend. Zusätzlich zu den im Gesetzestext genann-
ten Aufgaben gehört beispielsweise die Zusammenarbeit mit nationalen und internationa-
len Polizeifachschulen zu dessen Aufgabenspektrum.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt das Verfahren und die Voraussetzungen zur Ernennung als Rektorin oder 
Rektor. Das Amt ist in einem Beamtenverhältnis grundsätzlich auf Lebenszeit auszuüben. 
Um eine möglichst große Bewerberbreite zu erreichen, kann das Amt aber auch im Beam-
tenverhältnis auf Zeit ausgeübt werden. Diese Regelung ist erforderlich, da ansonsten 
z.B. grundsätzlich geeignete Bewerberinnen und Bewerber, bei denen ein Überschreiten 
der Altersgrenze vorliegt, nicht zur Rektorin oder zum Rektor bestellt werden könnten. Die 
Stelle ist grundsätzlich auszuschreiben.  

Zu Absatz 3 

Als Rektorin oder Rektor können insbesondere Professorinnen und Professoren sowie 
Beamtinnen und Beamte der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrich-
tung Polizei mit dem fachlichen Schwerpunkt Polizeivollzugsdienst bestellt werden. Dar-
über hinaus kommt die Berufung Bediensteter mit der Befähigung zur Laufbahn der zwei-
ten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine Verwaltung mit 
dem fachlichen Schwerpunkt allgemeiner Verwaltungsdienst bzw. von Personen mit ver-
gleichbarer Qualifikation in Betracht.  

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 wird die Vertretung der Rektorin oder des Rektors geregelt. 

Zu § 7 (Prorektorinnen und Prorektoren) 

Zu Absatz 1 

Bisher war lediglich der Leiter des Fortbildungszentrums im Sächsischen Polizeifach-
hochschulgesetz a.F. als Prorektor bezeichnet. Zukünftig sollen sowohl die Leiterin oder 
der Leiter der für Studium und Forschung sowie auch die oder der für Fortbildung zustän-
digen Abteilung die Bezeichnung Prorektorin oder Prorektor tragen. Durch die Einbezie-
hung der Leiterin oder des Leiters der Abteilung Studium und Forschung als Prorektorin 
oder Prorektor in den engeren Führungskreis der Fachhochschule wird eine bessere Ein-
bindung dieser Abteilung in den Führungsprozess der Fachhochschule angestrebt. 

Zu Absatz 2 

Die Hauptaufgabe der Prorektorinnen oder Prorektoren umfasst grundsätzlich die Leitung 
ihrer Abteilungen. Aufgrund der besonderen Bedeutung der Lehre ist in diesem Zusam-
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menhang ausdrücklich gesetzlich normiert, dass es eine zentrale Aufgabe ist, die Einhal-
tung der Lehr- und Prüfungsverpflichtungen sicherzustellen.  

Die Prorektorin oder der Prorektor für Studium und Forschung ist daneben insbesondere 
auch zuständig für die Gestaltung und Weiterentwicklung von Studium und Forschungs-
vorhaben, für die Sicherung der Qualität von Forschung und Lehre und die Begleitung von 
Kooperationen mit anderen Hochschulen.  

Zu Absatz 3 

Durch den Verweis auf § 6 Absatz 2 Satz 1 bis 3 in Absatz 3 wird klargestellt, dass die 
Stellen grundsätzlich auszuschreiben sind, die Bestellung der Prorektorinnen oder Prorek-
toren durch das Staatsministerium des Innern erfolgt und das Amt im Beamtenverhältnis 
ausgeübt wird. Eine Verbeamtung auf Zeit ist hier nicht vorgesehen. 

Zu Absatz 4 

Durch Absatz 4 wird festgelegt, dass die Leiterin oder der Leiter der für Fortbildung zu-
ständigen Abteilung eine Beamtin oder ein Beamter der zweiten Einstiegsebene der Lauf-
bahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei mit dem fachlichen Schwerpunkt Polizeivollzugs-
dienst sein muss. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass im Leitungsbereich der Fach-
hochschule ausreichendes polizeiliches Fach- und Erfahrungswissen vorhanden ist.  

Zu § 8 (Kanzlerin oder Kanzler) 

In § 8 werden die Aufgaben der Kanzlerin oder des Kanzlers und die fachlichen Voraus-
setzungen für die Ernennung geregelt. Nicht mehr zwingend ist, dass die Kanzlerin oder 
der Kanzler Beauftragte oder Beauftragter für den Haushalt ist. Diese Festlegung erfolgt 
zukünftig durch die Rektorin oder den Rektor nach § 9 der Sächsischen Haushaltsord-
nung. 

In Absatz 4 ist festgelegt, dass als Kanzlerin oder Kanzler nur Bedienstete mit der Befähi-
gung zur Laufbahn der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung 
Allgemeine Verwaltung mit dem fachlichen Schwerpunkt allgemeiner Verwaltungsdienst in 
Betracht kommen. 

Zu § 9 (Leiterin oder Leiter der Abteilung Ausbildung) 

Die Leiterin oder der Leiter der Abteilung Ausbildung ist für die Gewährleistung der ein-
heitlichen Durchführung der Ausbildung an den Polizeifachschulen zuständig. In diesem 
Rahmen hat der Abteilungsleiter auch darauf hinzuwirken, dass das hauptamtliche Lehr-
personal seine Lehr- und Prüfungsverpflichtungen ordnungsgemäß erfüllt. Zugleich ist er 
dafür verantwortlich, die zentralen inhaltlichen und organisatorischen Vorgaben für diesen 
Bereich sowie einen funktionierenden Dienstbetrieb an den Polizeifachschulen umzuset-
zen.  

In Absatz 3 ist festgelegt, dass als Leiterin oder Leiter der Polizeifachschulen nur Beam-
tinnen oder Beamte der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung 
Polizei mit dem fachlichen Schwerpunkt Polizeivollzugsdienst oder Bedienstete mit der 
Befähigung zur Laufbahn der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fach-
richtung Allgemeine Verwaltung mit dem fachlichen Schwerpunkt allgemeiner Verwal-
tungsdienst in Frage kommen.  

Zu § 10 (Senat) 

§ 10 regelt die Zusammensetzung, das Wahlverfahren sowie die Dauer der Mitgliedschaft 
im Senat. 
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Zu Absatz 1  

Der Senat soll aufgrund der Aufgabenübertragung der Ausbildung um zwei Vertreterinnen 
oder Vertreter des hauptamtlichen Lehrpersonals der für Ausbildung zuständigen Abtei-
lung sowie um eine Vertreterin oder einen Vertreter der Auszubildenden aus jeder Polizei-
fachschule erweitert werden. Die Zusammensetzung des Senats wird abschließend gere-
gelt. Für eine angemessene akademische Selbstverwaltung wird sichergestellt, dass dem 
Senat mindestens eine Professorin oder ein Professor (im Sinne des § 50 Absatz 1 
Nummer 1 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes) angehört. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird das Wahlverfahren der jeweiligen Vertreter aus den Abteilungen festge-
legt. Die Sätze 2 und 3 dienen der Erhöhung des Frauenanteils im Hochschulgremium 
Senat (vgl. S. 18 Koalitionsvertrag Sachsen 2019-2024).  

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Dauer der Amtszeit.  

Klarstellend wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass praktische Aus-
bildungs- oder Studienabschnitte die Amtszeit der gewählten Mitglieder nicht unterbre-
chen. 

Zu Absatz 4 

Für die Tätigkeit im Senat als Teil der Selbstverwaltung wird die Weisungsunabhängigkeit 
sowie das Benachteiligungs- und Bevorzugungsverbot klargestellt.  

Zu § 11 (Aufgaben des Senats) 

In § 11 werden die Aufgaben des Senates geregelt. Die Aufzählung ist hierbei abschlie-
ßend. 

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1 

Die Regelung entspricht § 7 Absatz 1 Nummer 1 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz 
a.F. 

Zu Nummer 2 

In Nummer 2 werden aufgrund der neuen Struktur als neue Aufgaben die Beschluss-
fassung zu Grundsatzfragen des Aus- und Fortbildungsbetriebes sowie des Forschungs-
betriebes ergänzend aufgenommen.  

Zu Nummer 3 

Es ist weiterhin die Aufgabe des Senats das Modulhandbuch im Rahmen des Studiums 
zum Erwerb der Laufbahnbefähigung für die erste Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 
der Fachrichtung Polizei mit den fachlichen Schwerpunkten Polizeivollzugsdienst zu be-
schließen. 
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Zu Nummer 4 

Entsprechend der Aufgabenübertragung der Ausbildung für den Erwerb der Laufbahnbe-
fähigung für die zweite Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Polizei 
soll der Senat über den Ausbildungsplan beschließen. 

Zu Nummer 5 

Auch die Konzeption der zentralen Fortbildung und der jährlich anzupassende Fortbil-
dungskatalog sind vom Senat zu beschließen.  

Damit wird der in § 4 Absatz 4 Satz 1 geforderten Abstimmung von Studium, Ausbildung 
und Fortbildung Rechnung getragen. 

Zu Absatz 2  

Durch Absatz 2 wird festgelegt, dass der Senat zu den dort genannten Punkten Stellung-
nahmen abgeben kann. Hinzuweisen ist hierbei insbesondere auch auf die Einbeziehung 
bei herausgehobenen Personalentscheidungen an der Fachhochschule. Dies entspricht 
seiner Bedeutung als Organ der Fachhochschule.  

Zu Absatz 3 

Zur ausreichenden Beteiligung der an der Selbstverwaltungsorganisation Tätigen an den 
wesentlichen Entscheidungen entsprechend ihres Aufgabengebietes und damit ihrer je-
weiligen gegebenenfalls grundrechtlich geschützten Betroffenheit wurde eine Regelung zu 
abweichenden Stimmrechten sowie zu differenzierten Mitwirkungsmöglichkeiten aufge-
nommen. Damit wird sichergestellt, dass die an Studium und Forschung Beteiligten eine 
ausreichende Einflussnahme auf wesentliche Entscheidungen ausüben können.  

Zu Absatz 4 

Absatz 4 schafft die Grundlage für interne Regelungen des Senates zur Organisation der 
Senatssitzungen. 

Zu § 12 (Studienbereichsrat und Ausbildungsbereichsrat) 

Zu Absatz 1 

Die Fachbereichsräte werden in der neuen Struktur der Fachhochschule nicht mehr ab-
gebildet. Um eine angemessene Mitwirkung der Bediensteten und Studierenden bzw. 
Auszubildenden zu gewährleisten, werden in den Abteilungen Studium und Forschung 
sowie Ausbildung Bereichsräte als Organe der Abteilungen nach § 5 Absatz 3 Nummer 2 
und 3 eingerichtet. Die Absätze 2 und 3 bestimmen deren Zusammensetzung. 

Zu Absatz 2 

Im Absatz 2 werden die Mitglieder des Studienbereichsrates festgelegt. Um eine Verzah-
nung und Abstimmung mit dem Forschungsbereich zu gewährleisten, sollen auch die Lei-
ter von nach § 19 Absatz 2 einzurichtenden Forschungsinstituten Mitglied im Studienbe-
reichsrat sein.  

Zu Absatz 3 

Hier wird die Zusammensetzung des Ausbildungsbereichsrates geregelt. Neben den Lei-
tern der Polizeifachschulen und den Leitern der Ausbildungsbereiche soll ein Auszubil-
dender je Polizeifachschule dem Ausbildungsbeirat angehören.  
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Zu Absatz 4 

In Absatz 4 werden die Aufgaben der Bereichsräte geregelt. Hauptsächlich haben sie be-
ratende und unterstützende Funktion. Insoweit ist ihre Rolle der des früheren Fachbe-
reichsrates vergleichbar (§ 10 Absatz 2 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F.). 
Der Fachhochschule wird in Satz 4 die Befugnis eingeräumt, durch Satzung weitere Kon-
kretisierungen der Aufgaben der Bereichsräte zu regeln. 

Zu Absatz 5 

Die Regelungen in § 10 Absatz 2 und 3 zum Wahlverfahren und die Amtszeit der Mitglie-
der im Senat gelten entsprechend.  

Zu § 13 (Hauptamtliches Lehrpersonal) 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 wird klargestellt, welche Aufgaben als vorrangige Dienstaufgaben des haupt-
amtlichen Lehrpersonals anzusehen sind.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 definiert den Kreis des hauptamtlichen Lehrpersonals. Zur Fachhochschule ge-
hören in deren neuer Struktur neben den Professorinnen und Professoren, Dozentinnen 
und Dozenten, Lehrkräften für besondere Aufgaben sowie Fachlehrerinnen und Fachleh-
rern in der Fortbildung nunmehr auch die Lehrkräfte an den Polizeifachschulen.  

Zu Absatz 3 

Professorinnen und Professoren, Dozentinnen und Dozenten sowie Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben werden im Wesentlichen in der Abteilung Studium und Forschung einge-
setzt. In der Abteilung Fortbildung sollen im Wesentlichen Dozenten und Fachlehrer ein-
gesetzt werden. In der Ausbildung an den Polizeifachschulen werden grundsätzlich die 
dortigen Lehrkräfte tätig.  

Zu Absatz 4 

Da die polizeiliche Ausbildung sehr stark von berufspraktischen Elementen geprägt ist, 
besteht die zwingende Notwendigkeit auch Lehrpersonal aus der polizeilichen Berufspra-
xis zu gewinnen. Dennoch sollen die hier definierten Mindestvoraussetzungen für Dozen-
tinnen und Dozenten, Lehrkräfte für besondere Aufgaben und Fachlehrerinnen und Fach-
lehrer in der Fortbildung erfüllt sein. 

Zu Absatz 5 

Weitere Regelungen zur Besetzung von Stellen, der Arbeitszeit und dem Deputat des 
Lehrpersonals befinden sich in anderen Vorschriften, wie beispielsweise der Sächsischen 
Arbeitszeitverordnung. Diese sollen unberührt bleiben. Zudem wird in Satz 2 klargestellt, 
dass § 74 Satz 3 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes für Lehrkräfte für besonde-
re Aufgaben an der Fachhochschule nicht gilt, da diese in der Praxis auch aus dem Kreis 
der Beamtinnen und Beamten gewonnen werden. 
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Zu § 14 (Professorinnen und Professoren) 

Zu Absatz 1 

Die Regelungen zu den Einstellungs- und Ernennungsvoraussetzungen sowie der Beru-
fung von Professorinnen und Professoren entsprechen im Wesentlichen der alten Fas-
sung (§ 12 Absatz 5 Satz 1 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F.) Da die Aus-
schreibung nach gängiger und bewährter Praxis mit den nachgeordneten Dienststellen 
und Einrichtungen abgestimmt werden, war diese Regelung in Satz 1 entbehrlich. 

Zu Absatz 2 

Der bisherige Ablauf der Berufungsverfahren hat sich bewährt, so dass Änderungen des 
Verfahrens nicht als erforderlich angesehen werden. Absatz 2 entspricht daher § 12 Ab-
satz 6 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F. 

Zu Absatz 3 

Die Durchführung des Berufungsverfahrens soll auch weiterhin die Fachhochschule durch 
Satzung regeln (§ 12 Absatz 6 Satz 11 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F.). 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 erfolgt ein abschließender Verweis auf ausgewählte Vorschriften des Sächsi-
schen Hochschulfreiheitsgesetzes zur dienstrechtlichen Stellung der Professorinnen und 
Professoren. Darüber hinaus gilt § 69 Sächsisches Hochschulfreiheitsgesetz nicht. Im 
Rahmen der Überarbeitung des Gesetzes wird der Verweis auf die Alternativen des § 69 
Absatz 1 Sächsisches Hochschulfreiheitsgesetz klarstellend um die Alternative 4 erwei-
tert. Professoren können demnach auf Lebenszeit verbeamtet (Alternative 2) oder in ei-
nem befristeten (Alternative 3) oder unbefristeten Arbeitnehmerverhältnis (Alternative 4) 
eingestellt werden. 

Zu § 15 (Lehrbeauftragte) 

Zu Absatz 1 

Die Fachhochschule soll grundsätzlich ihre Lehraufgaben durch hauptamtliches Lehrper-
sonal erfüllen. Es kann aber geboten sein, ergänzend auf Lehrbeauftragte zurückzugrei-
fen.  

Durch den Rektor können auch weiterhin Lehraufträge erteilt werden. In Satz 2 wird klar-
gestellt, dass der Lehrauftrag ein befristetes öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis zur 
Fachhochschule, jedoch kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis begründet. Lehrbeauftragte 
sind keine Mitglieder der jeweiligen Abteilung, da sie lediglich das Lehrangebot ergänzen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 wurde neu eingefügt, um dem praktischen Bedarf einer Regelung zur persönli-
chen und fachlichen Eignung von Lehrbeauftragten Rechnung zu tragen. Es wurde mit 
dem Ziel der Erhöhung der Flexibilität darauf verzichtet, eine bestimmte Dauer der Be-
rufserfahrung als Voraussetzung festzuschreiben.  

Zu § 16 (Fachhochschulbeirat) 

Durch den Fachhochschulbeirat wird ein neues Gremium in der Struktur der Fachhoch-
schule geschaffen. Er ist kein „Aufsichtsrat“, sondern ein beratendes Gremium und soll 
die Fachhochschule in kooperativer Weise bei ihrer Aufgabenwahrnehmung unterstützen. 
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Zu Absatz 1 

In Absatz 1 werden die grundsätzlichen Aufgaben des Fachhochschulbeirates definiert. Er 
kann durch Empfehlungen Einfluss auf die Inhalte des Studiums, der Forschung sowie der 
Aus- und Fortbildung nehmen. Besonderes Augenmerk ist hierbei auf die Vernetzung mit 
und Einbeziehung von aktuellen Themen zu legen, um sicherzustellen, dass die Fach-
hochschule eine moderne und zeitgemäße Aus- und Fortbildung gewährleisten kann. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Besetzung des Fachhochschulbeirates. 

Um die oben genannten Ziele zu erreichen, ist eine personelle Besetzung erforderlich, die 
eine große inhaltliche Breite sowie verschiedenste gesellschaftliche Gruppen abbildet. Zu 
denken ist hier beispielsweise an Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft, Medien 
oder Wissenschaft, die aufgrund ihres persönlichen oder beruflichen Werdegangs Impulse 
im hier dargestellten Kontext setzen können.  

Nummer 1 bis 5 betrifft Vertreterinnen und Vertreter der sächsischen Polizei bzw. des für 
Wissenschaft zuständigen Staatsministeriums. Zugunsten von externen Mitgliedern wur-
den die Mitglieder aus der sächsischen Polizei im Vergleich zur alten Fassung deutlich 
reduziert. Aus der Fachhochschule ist nur noch die Rektorin oder der Rektor Mitglied. Auf 
die Einbeziehung des hauptamtlichen Lehrpersonals und der Abteilungsleiter wird verzich-
tet, ebenso auf Vertreter der nachgeordneten Dienststellen. Die Interessen dieser werden 
durch die Vertreter des Staatsministeriums des Innern (Nummer 1 bis 3) vertreten. Auf-
grund des hochschulrechtlichen Bezuges bleibt die Vertreterin oder der Vertreter des für 
Wissenschaft zuständigen Staatsministeriums Fachhochschulbeiratsmitglied. 

Nach Nummer 6 gehören künftig bis zu acht Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
dem Fachhochschulbeirat an.  

Die Neubestellung der nach Nummer 6 zu berufenen Mitglieder des Fachhochschul-
beirates erfolgt künftig alle drei Jahre. Hierdurch soll erreicht werden, dass es regelmäßig 
neue Mitglieder mit neuen Ideen und Impulsen gibt. Dies schließt nicht aus, dass Mitglie-
der mehrfach in den Fachhochschulbeirat berufen werden können.  

Zu Absatz 3 

Aus den Mitgliedern des Fachhochschulbeirates bestimmt das Staatsministerium des In-
nern eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und die Vertreterin oder den Vertreter. 
Auch die oder der Vorsitzende und die jeweilige Vertretungsperson werden für die Dauer 
von drei Jahren bestellt.  

Zu Absatz 4 

Der Fachhochschulbeirat ist durch seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden künftig 
mindestens zweimal im Kalenderjahr einzuberufen. Zudem ist der Fachhochschulbeirat 
von der oder dem Vorsitzenden einzuberufen, wenn dies mehr als die Hälfte der Mitglie-
der verlangt.  

Mit dem zur Klarstellung eingefügten Satz 4 wird die Rektorin oder der Rektor der Fach-
hochschule beauftragt, die Fachhochschulbeiratssitzungen vor- und nachzubereiten.  

Zu § 17 (Studierendenrat und Auszubildendenrat) 

Da zusätzlich zur Studentenvertretung nach § 15 Sächsisches Polizeifachhochschulge-
setz a.F. auch eine Vertretung der Auszubildenden etabliert werden soll, ist auch zur 
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sprachlichen Abgrenzung zu der Jugend- und Auszubildendenvertretung nach Sächsi-
schem Personalvertretungsgesetz eine andere Bezeichnungen als bisher erforderlich.  

Zu Absatz 1  

In diesem Absatz werden die wesentlichen Aufgaben des Studierendenrates benannt. 
Diese entsprechen im Wesentlichen denen der Studentenvertretung in § 15 Absatz 2 
Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F. 

Zu Absatz 2 

Da zukünftig an der Fachhochschule auch die Ausbildung für den Erwerb der Laufbahn-
befähigung für die zweite Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Polizei 
durchgeführt wird, ist auch ein Auszubildendenrat zu bilden. Die Aufgaben, die über die 
Aufgaben der nach § 58 Sächsisches Personalvertretungsgesetz zu bildenden Jugend- 
und Auszubildendenvertretung hinausgehen, sind in diesem Absatz bestimmt.  

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, dass beide Vertretungen der Rechtsaufsicht der Rektorin oder des 
Rektors unterstehen. 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 wird der Fachhochschule die Satzungsbefugnis für ergänzende Regelungen 
eingeräumt. 

Zu § 18 (Studium, Prüfungen und Hochschulgrade) 

§ 18 fasst die Regelungen der §§ 16 und 17 Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz a.F. 
zusammen. Inhaltliche Änderungen sind damit nicht verbunden.  

Zu § 19 (Forschung) 

Zu Absatz 1 

Die Forschung wird auch weiterhin eine sehr wichtige Komponente an der Fachhochschu-
le sein. Die Forschungstätigkeit muss sich allerdings im Rahmen des Bedarfs im Polizei- 
und Sicherheitsbereich bewegen und anwendungsorientiert ausgerichtet sein. Ziel ist es, 
dass praxisorientierte Fragestellungen mit Ergebnissen behandelt werden, die im polizeili-
chen Alltag zur Anwendung gebracht werden können. Die in diesem Gedanken liegende 
Verknüpfung von Wissenschaft und Praxis ist elementarer Bestandteil der neuen Struktur 
der Fachhochschule. 

Zu Absatz 2 

Die Fachhochschule wird ermächtigt Forschungsinstitute einzurichten. Aufgrund der 
haushaltsrechtlichen Auswirkungen bedarf dies in jedem Fall der Zustimmung des 
Staatsministeriums des Innern. Vor Erteilung der Zustimmung setzt sich das Staatsminis-
terium des Innern ins Benehmen mit dem für Wissenschaft zuständigen Staatsministeri-
um. 

Zu Absatz 3 

Mit der Aufnahme dieser Regelung in die Neufassung wird dem praktischen Bedürfnis der 
Fachhochschule zur Beschäftigung von wissenschaftlichen Mitarbeitern in den For-
schungsinstituten Rechnung getragen. Auf diesen Bereich ist daher auch die selbständige 
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Wahrnehmung von Aufgaben unter Verantwortung und Weisungsbefugnis des Institutslei-
ters beschränkt. Eine Beschäftigung von wissenschaftlichen Mitarbeitern in anderen Or-
ganisationseinheiten der Fachhochschule ist hingegen nicht zulässig. 

Zu Absatz 4 

Für Forschungsvorhaben, die nicht aus den der Fachhochschule zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmitteln finanziert werden, können Drittmittel entgegengenommen und ein-
gesetzt werden. Klarstellend ist in Satz 3 festgelegt, dass die Erfüllung der Dienstaufga-
ben des Instituts nicht für Drittmittelforschung zurückgestellt werden kann. 

Zu § 20 (Ausbildung) 

§ 20 verweist bezüglich Dauer und Inhalt der Ausbildung auf die entsprechenden Vor-
schriften. Eine weitere inhaltliche Ausgestaltung der Ausbildung im Gesetz ist nicht erfor-
derlich, da der Hochschulbereich nicht betroffen ist. Die Ausbildung ist eine Weisungsauf-
gabe. 

Zu § 21 (Fortbildung) 

Die Fortbildung ist eine Weisungsaufgabe. Eine weitere inhaltliche Ausgestaltung der 
Fortbildung im vorliegenden Gesetz ist daher nicht erforderlich, da der Hochschulbereich 
nicht betroffen ist.  

Zu § 22 (Qualitätssicherung) 

Als Teil eines Qualitätsmanagements wird die Fachhochschule verpflichtet, regelmäßig 
Evaluationen ihrer Aufgabenerfüllung durchzuführen. Sie sollen dazu dienen, die eigenen 
Leistungen kontinuierlich, umfassend und systematisch zu bilanzieren, Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung zu entwickeln und zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten abzuschät-
zen. Einzelheiten zu Zuständigkeiten und Verfahren sind satzungsrechtlich zu regeln. 

Zu § 23 (Geltung des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes) 

In § 23 wird der Anwendungsbereich des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes für das 
vorliegende Gesetz festgelegt. Ein Rückgriff auf den Regelungsgehalt des Sächsischen 
Hochschulfreiheitsgesetzes ist nur möglich, wenn eine abschließende Regelung im Säch-
sischen Polizeifachhochschulgesetz zu Belangen des Hochschulbereiches nicht vorge-
nommen wurde. Soweit abgrenzbare Angelegenheiten der Ausbildung und der Fortbil-
dung betroffen sind, gilt das Sächsische Hochschulfreiheitsgesetz nicht.  

Durch die Komplettverweisung werden Regelungslücken vermieden.  

Zu § 24 (Übergangsbestimmungen) 

In § 24 werden die Übergangsbestimmungen zur Zusammenführung der Zuständigkeiten 
in der Fachhochschule getroffen. Neben der Überleitung der Aufgaben ist die Versetzung 
der Bediensteten und der Auszubildenden der Polizeifachschulen kraft Gesetzes normiert. 
Diese Folgen treten mit Inkrafttreten der Neufassung dieses Gesetzes ein. Darüber hin-
aus werden Regelungen getroffen, die die Funktionsfähigkeit der Fachhochschule in der 
Übergangsphase gewährleisten.  

Zu Absatz 1 

Absatz 1 betrifft die Übertragung der bisher in der Zuständigkeit des Referates 3 des Prä-
sidiums der Bereitschaftspolizei liegenden Aufgaben der Ausbildung, der Durchführung 
des Auswahl- und Einstellungsverfahrens für die Ausbildung und das Bachelorstudium 
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sowie des Versetzungsverfahrens nach abgeschlossener Ausbildung beziehungsweise 
Studium auf die Fachhochschule.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt den Aufgabenübergang an die Fachhochschule für bisher durch das 
Schulungszentrum des Referates 46 des Polizeiverwaltungsamtes durchgeführte Fortbil-
dungsmaßnahmen im Bereich Informatik und Kommunikation.  

Zu Absatz 3 

Absatz 3 betrifft die Überleitung von laufenden Ausbildung- und Studienjahrgängen sowie 
Fortbildungsmaßnahmen an die Fachhochschule. 

Zu Absatz 4 

Mit der Überleitung der Aufgaben der Polizeifachschulen werden auch die für diese Auf-
gaben zuständigen Bediensteten kraft Gesetzes an die Fachhochschule versetzt. Glei-
ches gilt für die Auszubildenden. Die Bediensteten gehören dann der Fachhochschule an. 
Eine Änderung ihres Status` oder ihrer Eingruppierung ist damit nicht verbunden.  

Zu Absatz 5 

Durch die Übertragung der neuen Aufgaben an die Fachhochschule sind Verwaltungsvor-
schriften, Verordnungen, allgemeine Anordnungen und Satzungen der Fachhochschule 
zu überarbeiten und neu zu fassen. Für die Übergangsphase gelten die derzeitigen Vor-
schriften in entsprechender Anwendung fort. 

Zu Absatz 6 

Das Kuratorium, die Fachbereichsräte und die Studentenvertretung werden zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes aufgelöst. Alle drei Gremien sind nach der Neufassung 
des Gesetzes nicht mehr vorgesehen und werden durch den Fachhochschulbeirat, den 
Studienbereichsrat und den Studierendenrat ersetzt. Diese sind innerhalb von drei Kalen-
dermonaten nach Inkrafttreten des Gesetzes zu besetzen.  

Zu Absatz 7 

Der Senat bleibt in der Zusammensetzung zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Neu-
fassung des Sächsischen Polizeifachhochschulgesetzes für eine Übergangsphase beste-
hen. Er ist innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf dessen 
Grundlage neu zu besetzen.  

Zu Absatz 8 

Der neu einzurichtende Ausbildungsbereichsrat und der Auszubildendenrat sind spätes-
tens mit dem auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Ausbildungsjahres auf der 
Grundlage dieses Gesetzes zu besetzen.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Durch die Eingliederung auch der Ausbildung unter dem Dach der Hochschule der Säch-
sischen Polizei (FH) wird der Aufgabenzuschnitt der Kanzlerin oder des Kanzlers erheb-
lich erweitert. Die von der Kanzlerin oder dem Kanzler geleitete Abteilung Zentrale Ver-
waltung ist künftig beispielsweise auch zuständig für die Aufgaben der Hochschule der 
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Sächsischen Polizei (FH) nach § 3 Absatz 1 Nummer 4. Damit fallen die Organisation und 
Durchführung des Auswahl- und Einstellungsverfahrens für die Ausbildung und die Durch-
führung des Versetzungsverfahrens nach abgeschlossener Ausbildung zusätzlich in den 
Verantwortungsbereich der Kanzlerin oder des Kanzlers. Damit wird auch eine erhöhte 
Verantwortung übertragen. Die Zuordnung des Amtes des Kanzlers der Hochschule der 
Sächsischen Polizei (FH) zur Besoldungsgruppe A 16 ist daher sachgerecht. Das ausge-
brachte Amt in der Besoldungsgruppe A 15 war folglich zu streichen. 

In der Besoldungsgruppe A 16 kann künftig das (allgemeinere) Amt „Kanzler einer Fach-
hochschule“ für den Kanzler der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) genutzt wer-
den, so dass es der Ausbringung eines separaten Amtes nicht bedarf. 

Das Amt des Prorektors der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) ist bereits in der 
Besoldungsgruppe A 16 ausgebracht. Künftig werden zwei Prorektoren etabliert, die die-
ser Besoldungsgruppe zugeordnet werden. 

Für den mit der neuen Struktur der Fachhochschule eingerichteten Leiter der Abteilung 
Ausbildung wird kein neues Amt ausgebracht.  

Zu Nummer 2 

Durch die Neustrukturierung von Studium, Ausbildung und Fortbildung in der sächsischen 
Polizei und Zusammenführung unter dem Dach der Fachhochschule werden die Lei-
tungsspanne und der Verantwortungsbereich der Rektorin oder des Rektors erheblich 
erweitert. Das gesamte Management von Studium, Ausbildung und Fortbildung liegt künf-
tig in der Gesamtverantwortung der Rektorin oder des Rektors. Zusätzlich wird die Hoch-
schule der Sächsischen Polizei (FH) zu einem Kompetenz- und Servicezentrum des Wis-
senstransfers einhergehend mit einer Verstärkung des Forschungsbereiches ausgebaut. 
Es ist ein hohes Maß an Qualität bei einer gleichzeitig hohen Anzahl von Studierenden, 
Auszubildenden und Teilnehmern an Fortbildungsveranstaltungen zu gewährleisten. Die 
Fachhochschule soll einen nationalen und internationalen Vergleich bestehen. Ihre Repu-
tation wird gestärkt. Die nationale und internationale Zusammenarbeit ist in diesem Kon-
text eine ebenfalls wichtige und repräsentative Aufgabe der Rektorin oder des Rektors.  

Die Rektorin oder der Rektor ist künftig Dienstvorgesetzter auch der Auszubildenden. Die 
Führungsverantwortung dieses Amtes bezieht sich damit nicht nur auf die Beschäftigten 
der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH), sondern auf alle Studierenden und Auszu-
bildenden. 

Die Zuordnung des Amtes Rektor der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) in der 
Besoldungsgruppe B 3 ist daher sachgerecht. Die Ausbringung in der Besoldungsgruppe 
B 2 war folglich zu streichen. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Da in Artikel 1 eine konstitutive Neufas-
sung des Sächsischen Polizeifachhochschulgesetzes vorgenommen wurde, tritt gleichzei-
tig das Sächsische Polizeifachhochschulgesetz vom 24. Mai 1994 in der aktuellen Fas-
sung außer Kraft. 



 

Seite 1 von 6 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Organisation von 
Studium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Polizei 
hier: Stellungnahme des Sächsischen Normenkontrollrates gemäß § 6 

Absatz 1 des Sächsischen Normenkontrollratsgesetzes 
(SächsNKRG) 

 

Der Sächsische Normenkontrollrat hat den oben genannten Entwurf 

geprüft. 

 

1. Zusammenfassung 

 

Haushaltsauswirkungen 

davon Freistaat 

davon Kommunen 

 

keine Auswirkungen 

keine Auswirkungen 

Erfüllungsaufwand 

Bürgerinnen und Bürger 

32 Stunden / jährlich 

Erfüllungsaufwand Wirtschaft 3.000 Euro / jährlicher 

Personalaufwand 

Erfüllungsaufwand Verwaltung 

davon Freistaat 

   einmaliger Personalaufwand 

   einmaliger Sachaufwand 

   jährlicher Personalaufwand 

   jährlicher Sachaufwand 

 

davon Kommunen 

 

 

30.000 Euro 

3.000 Euro 

–55.000 Euro 

-5.000 Euro 

 

-1.000 Euro / jährlicher 

Personalaufwand und -100 Euro / 

jährlicher Sachaufwand 

Weitere Wirkungen keine 

 
SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR  
DEMOKRATIE, EUROPA UND GLEICHSTELLUNG 

Ihre Ansprechpartnerin 
Frau Silke Schlosser 
 
Durchwahl 
Telefon +49 351 564-16204 
Telefax  +49 351 564-16209 
 
nkr@smj.justiz.sachsen.de 
 
Ihr Zeichen 
35-0500/84/2-2020/107656 
 
Ihre Nachricht vom 
4. Januar 2021 
 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
1240/36/169-II.NKR 
 
Dresden, 
27. Januar 2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hausanschrift: 
Sächsisches Staatsministerium 
der Justiz und für Demokratie, 
Europa und Gleichstellung 
Hospitalstraße 7 
01097 Dresden 
 
www.justiz.sachsen.de/smj 
 
Verkehrsverbindung: 
Zu erreichen mit 
Straßenbahnlinien 
3, 6, 7, 8, 11 
 
Parken und behinderten- 
gerechter Zugang über 
Einfahrt Hospitalstraße 7 
 
Hinweise zum Datenschutz erhalten Sie 
auf unserer Internetseite. Auf Wunsch 
senden wir Ihnen diese Hinweise auch 
zu. 

 
Per E-Mail kein Zugang für elektronisch 
signierte sowie verschlüsselte 
elektronische Nachrichten; nähere 
Informationen zur elektronischen 
Kommunikation mit dem Sächsischen 
Staatsministerium der Justiz und für 
Demokratie, Europa und Gleichstellung 
unter https://www.justiz.sachsen.de/E-
Kommunikation-SMJ 

 

 

Sächsisches Staatsministerium 
des Innern 
poststelle@smi.sachsen.de 
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Das Ressort wird gebeten, eine Anpassung der Darstellung des 

Erfüllungsaufwandes vorzunehmen. 

 

2. Im Einzelnen 

 

2.1. Regelungsinhalt 

 

Durch die Neufassung werden die bisher in verschiedenen Behörden verteilten 

Zuständigkeiten für Studium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Polizei bei 

der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) zusammengeführt. Zusätzlich wird ihr die 

derzeit bei dem Präsidium der Bereitschaftspolizei liegende Aufgabe der Ausbildung für 

den Erwerb der Laufbahnbefähigung für die zweite Einstiegsebene der 

Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Polizei an den Polizeifachschulen übertragen. Für 

das Bachelorstudium und die Ausbildung obliegt der Fachhochschule zukünftig auch 

die Durchführung des Auswahl- und Einstellungsverfahrens sowie des 

Versetzungsverfahrens. Zudem wird der Fachhochschule zukünftig die Zuständigkeit 

für die gesamte zentrale Fortbildung in der sächsischen Polizei übertragen. Dies 

umfasst beispielsweise auch die Fortbildung im Bereich Information und 

Kommunikation, die bisher in der Zuständigkeit des Polizeiverwaltungsamtes lag. Die 

Fachhochschule gliedert sich künftig in vier Abteilungen. In der Abteilung Studium und 

Forschung wird der Studienbereichsrat eingerichtet; in der Abteilung Ausbildung der 

Ausbildungsbereichsrat. Zudem werden Regelungen zur Einrichtung eines 

Studierendenrats und eines Auszubildendenrats getroffen. Mit dem 

Fachhochschulbeirat wird anstelle des bisherigen Kuratoriums ein neues Gremium in 

der Struktur der Fachhochschule geschaffen werden. Künftig können sonstige dritte 

Personen zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen zugelassen werden. Hierfür 

kann die FH privatrechtlicher Entgelte erheben. Das Amt des Rektors wird künftig der 

Besoldungsgruppe B 3 zugeordnet; das Amt des Kanzlers der Besoldungsgruppe A 16. 

 

2.2. Darstellung des Staatsministeriums des Innern 

 

Das Ressort führt aus, dass die Neufassung keine Auswirkungen auf den 

Erfüllungsaufwand von Bürgerinnen und Bürgern sowie Wirtschaft hat. 
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Die Änderung des Sächsischen Polizeifachhochschulgesetzes führt zu einem 

einmaligen Umstellungsaufwand bei der Fachhochschule in Höhe von ca. 8.400 Euro 

(ca. 35 Arbeitsstunden der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 und ca. 130 

Arbeitsstunden der ersten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2). Die Änderung des 

jährlichen Erfüllungsaufwandes beträgt ca. 830 Euro (ca. 15 Arbeitsstunden der ersten 

Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 und ca. 2 Arbeitsstunden in der zweiten 

Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2). 

 

Auf Nachfrage des Sächsischen Normenkontrollrates korrigierte das Staatsministerium 

des Innern seine Angaben zum Erfüllungsaufwand. Für Bürger entsteht ein jährlicher 

Erfüllungsaufwand in Höhe von 32 Stunden für zwei zusätzliche Mitglieder im 

Fachhochschulbeirat gemäß § 16 Absatz 2 Nummer 6 SächsPolFHG-E (Entwurf 

Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz). Für die Wirtschaft entsteht ein jährlicher 

Personalaufwand in Höhe von 64 Stunden für vier zusätzliche Mitglieder im 

Fachhochschulbeirat gemäß § 16 Absatz 2 Nummer 6 SächsPolFHG-E. Dies entspricht 

bei einem Stundensatz von 48,32 Euro (VwV Sächsischer Normenkontrollrat, 

Bruttolohnkostentabelle Wirtschaft, Wirtschaftsabschnitt O) einem Personalaufwand 

von 3.092 Euro/jährlich. Bei der Verwaltung des Freistaates kommt es vor allem durch 

die erhebliche Reduzierung der Mitglieder im künftigen Studienbereichsrat gemäß § 12 

Absatz 2 SächsPolFHG-E gegenüber den bisherigen Fachbereichsräten zu einer 

Reduzierung des jährlichen Personalaufwandes um –55.960 Euro. Gleichzeitig entsteht 

ein einmaliger Personalaufwand in Höhe von 30.240 Euro. Für die kommunale Ebene 

reduziert sich der Erfüllungsaufwand in Höhe von -16 Stunden für zwei Mitglieder der 

Gemeinden Bautzen und Rothenburg im bisherigen Kuratorium gemäß § 14 

SächsPolFHG. Dies entspricht bei einem Stundensatz von 84,52 Euro (VwV 

Kostenfestlegung, LG 2.2) einer Reduzierung um -1.352 Euro/jährlich. 

 

2.3. Haushaltsauswirkungen 

 

Laut dem Kostenblatt des Ressorts hat das Vorhaben keine Haushaltsauswirkungen. 

 

2.4. Erfüllungsaufwand 
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Das Prüfungsrecht des Sächsischen Normenkontrollrates ergibt sich aus § 4 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 SächsNKRG. 

 

2.4.1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

 

Für Bürger entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 32 Stunden für zwei 

zusätzliche Mitglieder im Fachhochschulbeirat gemäß § 16 Absatz 2 Nummer 6 

SächsPolFHG-E. Danach sollen im Fachhochschulbeirat künftig verschiedene 

gesellschaftliche Gruppen wie beispielsweise Vertreter aus Wirtschaft, Medien oder 

Wissenschaft mitwirken. Im bisherigen Kuratorium gemäß § 14 SächsPolFHG sind nur 

bis zu zwei Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens vertreten. 

 

2.4.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

 

Für die Wirtschaft entsteht ein jährlicher Personalaufwand in Höhe von 64 Stunden für 

vier zusätzliche Mitglieder im Fachhochschulbeirat gemäß § 16 Absatz 2 Nummer 6 

SächsPolFHG-E. Dies entspricht bei einem Stundensatz von 48,32 Euro (VwV 

Sächsischer Normenkontrollrat, Bruttolohnkostentabelle Wirtschaft, 

Wirtschaftsabschnitt O) einem Personalaufwand von 3.092 Euro/jährlich. 

 

2.4.3. Erfüllungsaufwand des Freistaates 

 

Die Erarbeitung oder Überarbeitung von verschiedenen Ordnungen und Satzungen 

sowie deren Anzeige gegenüber dem Staatsministerium des Innern verursachen einen 

einmaligen Personalaufwand in Höhe von 5.503 Euro (42,77 Stunden x 59,49 Euro 

Personalkostensatz je Arbeitsstunde Laufbahngruppe 2.1 plus 35 Stunden x 84,52 

Euro Personalkostensatz je Arbeitsstunde LG 2.2 gemäß VwV Kostenfestlegung). 

 

Ein einmaliger Personalaufwand in Höhe von 3.331 Euro (56 Stunden x 59,49 Euro  

Personalkostensatz je Arbeitsstunde) entsteht aufgrund der Veränderungen bei der 

Organisation und Durchführung der Ausbildung sowie der zentralen Fortbildung und bei 

den Auswahl-, Einstellungs- und Versetzungsverfahren. 

 



 

Seite 5 von 6 

 

Die Entwicklung eines Leitbildes einer modernen Polizei gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 7 

SächsPolFHG-E führt zu einem einmaligen Personalaufwand von 160 Stunden der LG 

2.2, mithin 13.523 Euro. 

 

Die öffentliche Ausschreibung von vier Stellen verursacht einen einmaligen 

Personalaufwand in Höhe von 40 Stunden der LG 2.1 und 4 Stunden der LG 2.2 mithin 

2.718 Euro. 

 

Die Neuwahl oder Einrichtung verschiedener Gremien wie dem Senat, dem 

Studienbereichsrat, dem Ausbildungsbereichsrat, dem Fachhochschulbeirat, dem 

Studierendenrat und dem Auszubildendenrat führen zu einem einmaligen 

Personalaufwand in Höhe von 2.142 Euro (36 Stunden, LG 2.1). 

 

Der jährliche Personalaufwand für die Mitglieder in verschiedenen Gremien sowie für 

die Vor- und Nachbereitung von Sitzungen verringert sich um -56.318 Euro. Dies ist vor 

allem auf die Reduzierung der Mitglieder im künftigen Studienbereichsrat gemäß § 12 

Absatz 2 SächsPolFHG-E gegenüber den bisherigen Fachbereichsräten 

zurückzuführen. 

 

Ein einmaliger Personalaufwand in Höhe von 3.381 Euro (40 Stunden x 84,52 Euro  

Personalkostensatz je Arbeitsstunde LG 2.2) entsteht aufgrund der Veränderten 

Qualitätssicherung gemäß § 22 SächsPolFHG-E. 

 

Mit diesen Personalaufwänden gehen ein einmaliger Sachaufwand in Höhe von 

3.209 Euro (407,77 Stunden x 7,87 Euro Sachkosten gemäß VwV Kostenfestlegung) 

und eine Reduzierung des jährlichen Sachaufwandes in Höhe von -5.273 Euro (-670 

Stunden x 7,87 Euro) einher. 

 

2.4.4. Erfüllungsaufwand der Kommunen 

 

Für die Kommunen reduziert sich der Erfüllungsaufwand in Höhe von 16 Stunden für 

zwei Mitglieder der Gemeinden Bautzen und Rothenburg im bisherigen Kuratorium 

gemäß § 14 SächsPolFHG. Dies entspricht bei einem Stundensatz von 84,52 Euro 
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(VwV Kostenfestlegung, LG 2.2) einer Reduzierung des Personalaufwandes um -1.352 

Euro/jährlich und des Sachaufwandes um -126 Euro/jährlich. 

 

2.5. Weitere Wirkungen 

 

Keine. 

 

3. Bewertung durch den Sächsischen Normenkontrollrat 

 

Das Ressort wird gebeten, eine Anpassung der Darstellung des Erfüllungsaufwandes 

vorzunehmen. 

 

 

 

gez. 

Czupalla 

Vorsitzender und Berichterstatter 



Deutscher Gewerkschaftsbund 
Bezirk Sachsen 

DGB Bezirk Sachsen | Schützenplatz 14 | D-01067 Dresden 

 

 
Matthias Klemm 

ÖD / Beamte / Sozialpolitik 

 

matthias.klemm@dgb.de 

 

Telefon: +49.351.8633161 

Telefax: +49.351.8633158 

Mobil: +49.160.90523445 

 

Schützenplatz 14 

D-01067 Dresden 

 

sachsen.dgb.de 

 

Name, Adresse und zur Bearbeitung notwendige Angaben 

werden vorübergehend gespeichert.  

Gedruckt auf chlorfrei gebleichtem Material. 

 

 

 

      

Sächsisches Staatsministerium des Innern 

01095 Dresden 

 

 
 nur per Email 

   

   

Stellungnahme des DGB Sachsen zum Gesetz zur Neuordnung der Organisation 
von Studium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Polizei 

27. Januar 2021 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit sehr knapper Bearbeitungszeit wurden wir kurz vor dem Jahreswechsel um eine Stel-

lungnahme zum o.g. Gesetzentwurf gebeten. Unser Mitgliedsverband »GdP Sachsen« hat 

trotz der Umstände eine umfangreiche Stellungnahme (siehe Anlage 1) dazu erarbeitet, der 

wir uns als DGB voll anschließen. Kleine Ergänzungen sind in Anlage 2 beigefügt. 

Wir würden uns freuen, wenn die Anregungen, Vorschläge und Kritik aus der Praxis aufge-

nommen werden und der Gesetzentwurf dadurch entsprechend verbessert wird. 

Für weiterführende Gespräche und Beratungen stehen wir gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

i.A. Matthias Klemm 

Abteilungsleiter 

Abt. Öffentlicher Dienst und Beamtenpolitik 

 

 

Anlage 1: Stellungnahme der GdP 

Anlage 2: Ergänzende Stellungnahme DGB 
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Anlage 1 
STELLUNGNAHME 

zum Gesetz zur Neuordnung 
der Organisation von Studium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Polizei 

 
 
Die Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Sachsen e. V. bezieht zu o. g. Gesetz wie folgt Stellung: 
 
 
I. Präambel 

Von der Gewerkschaft der Polizei Sachsen (GdP) wird die Neuordnung der Organisation von Stu-
dium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Polizei grundsätzlich begrüßt.  
 
Mit dieser Neuorganisation wird der Empfehlung der Kommission zur Überprüfung der Ausbil-
dung an der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) gefolgt, indem die Aus- und Fortbildung 
perspektivisch einer zentralen Personalführung innerhalb einer Organisationseinheit zugeführt 
und dem Landespolizeipräsidium im SMI unmittelbar nachgeordnet wird. 
 
In Bezug auf diese Anhörung sind bei der Gewerkschaft der Polizei jedoch Irritationen aufgetre-
ten. So wurde den Spitzenverbänden in einer so wichtigen Angelegenheit, in welcher mehrere 
betroffene Dienststellen/Einrichtungen involviert werden müssen, nur knapp 4 Wochen für die 
Stellungnahme zugebilligt. Die Anfrage einer Verlängerung beim Sächsischen Staatsministerium 
des Innern wurde mit dem Hinweis auf eine vermeintliche Eilbedürftigkeit, die unsererseits nicht 
gesehen wird, negativ beschieden. 
Des Weiteren war aus dem Anschreiben zum Anhörungsverfahren ersichtlich, dass gleichzeitig 
die betroffenen Dienststellen/Einrichtungen in diesem Verfahren angeschrieben wurden. Sollten 
diese Dienststellen/Einrichtungen nochmals eine Stellungnahme abgeben und der den Spitzen-
verbänden vorliegende Gesetzesentwurf daraufhin geändert werden, macht sich aus unserer 
Sicht ein wiederholtes schriftliches Anhörungsverfahren nach § 119 Sächsisches Beamtengesetz 
(SächsBG) dringend erforderlich.    
 
Insgesamt handelt es sich bei dieser Maßnahme um einen großen und weitreichenden Schritt, 
der wohl geplant werden muss und eine sehr starke Berücksichtigung parallel laufender Notwen-
digkeiten nach sich zieht. Es handelt sich bei dieser Gesamtmaßnahme nicht nur um eine einfa-
che Gesetzesänderung oder um ein formales Organisationsgesetz, sondern auch um tiefgrei-
fende Einschnitte für sehr viele Beschäftigte mehrerer Dienststellen/Einrichtungen. Das ist bei 
der Entscheidung unbedingt zu beachten. 
 
Die GdP Sachsen bedauert, dass wieder der Zeitpunkt verpasst wurde, die Ausbildung von Poli-
zeivollzugsbeamten auf ein höheres Niveau zu bringen. Das Festhalten an der Ausbildung in die 
Laufbahngruppe 1.2 Polizei ist nicht mehr zeitgemäß und trägt, im bundesweiten Vergleich, nicht 
zur Attraktivitätssteigerung des Polizeiberufes in Sachsen bei. 
 
Aus diesem Grund fordert die GdP den Gesetzgeber dazu auf, bei der Umsetzung dieses Gesetz-
gebungsverfahrens u. a. insbesondere auf folgende Rahmenbedingungen zu achten und gegebe-
nenfalls durch geeignete Regelungen auf deren Beachtung Einfluss zu nehmen: 
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Personal 
 

Ausreichend Personal für die Aufgabenerfüllung 
Es ist dringend erforderlich, der Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) das zur Aufga-
benerledigung notwendige Personal zur Verfügung zu stellen. Dazu sind beginnend mit 
dem Doppelhaushalt 2021/2022 klar und nachvollziehbar die geforderten und laut ange-
meldetem Bedarf bekannten Haushaltsstellen (der Gewerkschaft der Polizei liegen Infor-
mationen über einen Mehrbedarf von 69 Stellen vor) auszuweisen. 
Der Mehrbedarf an diesen Haushaltsstellen darf nicht zu Lasten der anderen Dienststel-
len gehen. So darf es nicht sein, dass die 1.000 Mehrstellen aus der Empfehlung der 
»Fachkommission 1« dazu genutzt werden, da diese bereits aufgrund prioritär dargeleg-
ten Bedarfs an die Dienststellen gegeben wurden. Vielmehr muss die Empfehlung der 
sogenannten »Fachkommission 2.0« dafür genutzt werden.   

 
Bezahlung/Besoldung 
 

1. keine Schlechterstellung der Beschäftigten gegenüber ihrer bisherigen Dienstpostenbe-

wertung bzw. Eingruppierung 

 

2. Anpassung der Dienstpostenbewertung beim hauptamtlichen Lehrpersonal (Beamte) 

Schon seit Jahren fordern die Gewerkschaft der Polizei und der Polizei-Hauptpersonalrat 
eine Angleichung der Dienstpostenbewertung der Fachlehrer an den Polizeifachschulen 
und am Fortbildungszentrum in Bautzen. Beim hauptamtlichen Lehrpersonal darf es 
(egal, an welchem Standort) keine geringere Bewertung als A 13 geben. 
Dies ist im Hinblick auf die Rolle und Verantwortung der „neuen“ Hochschule der Sächsi-
schen Polizei (FH) im Ergebnis des Berichtes der Kommission zur Überprüfung der Ausbil-
dung und unter Beachtung der Gewinnung geeigneten Lehrpersonals der einzig richtige 
Weg. Die Neuorganisation von Studium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Po-
lizei muss als die geeignete Chance angesehen werden, diesen seit Jahren vorherrschen-
den Missstand zu beseitigen. 
Deshalb ist es für die Gewerkschaft der Polizei völlig unverständlich, dass im Allgemeinen 
Teil (A) der Begründung so selbstverständlich davon ausgegangen wird, dass mit den 
Übergangsbestimmungen (§ 24) die Regelungen zu den Versetzungen status- und besol-
dungsrechtlich unverändert getroffen werden. Ebenso wird in der Begründung zum § 24 
Absatz 4 - Übergangsbestimmungen (im Referentenentwurf fälschlicherweise als § 23 
betitelt!) klargestellt, dass eine Änderung des Status´ der Bediensteten nicht erfolgen 
wird. Dadurch wird eine Zwei-Klassen-Gesellschaft weiterhin aufrechterhalten, die schon 
jetzt nicht, aber noch weniger nach einer Fusion der Lehreinrichtungen nachvollziehbar 
ist. 
 

3. Abschaffung der Sonderregelungen beim Lehrpersonal (Tarifbeschäftigte) 

Die GdP Sachsen fordert ebenfalls schon seit mehreren Jahren, die „Sonderregelung bei 

der Eingruppierung der Lehrkräfte für besondere Aufgaben an wissenschaftlichen Hoch-

schulen und Fachschulen“ abzuschaffen und die Regelungen der Entgeltordnung der 

Lehrer TV EntgO-L zu übernehmen. Alternativ wäre eine Verbeamtung der Lehrer analog 

des Kultusbereiches in Sachsen anzustreben. 

 

4. Dienstpostenbewertung der Abteilungsleiter 

Die Gewerkschaft der Polizei fordert, dass alle Abteilungsleiterstellen die gleiche Dienst-

postenbewertung (A 16) haben.  
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Dienstort 
 

1. keine Veränderung des Dienstortes ohne Einwilligung des Beschäftigten 

Dem Polizei-Hauptpersonalrat der sächsischen Polizei wurde in einer der ersten Informa-
tionsveranstaltungen bereits im Januar 2020 versichert, dass es durch die geplante Neu-
organisation keine „Reisetätigkeitswelle“ durch den Freistaat Sachsen geben würde und 
die Beschäftigten trotz anderer Dienstellenanbindung ihre Tätigkeit weiterhin an ihrem 
gewohnten Dienstort ausüben können. Die Einhaltung dieser „Versicherung“ wird auch 
von der GdP als Vertrauensbeweis gesehen. 
Der GdP Sachsen liegen aber derzeit Informationen vor, dass es bei dieser Zusage in ein-

zelnen Bereichen voraussichtlich nicht bleiben wird. So werden bspw. die Aufgaben des 

Prüfungsamtes vom Dienstort Leipzig in den Dienstort Rothenburg verlagert. Ebenso soll 

die gesamte Hauptverwaltung in Rothenburg verortet werden.  

Gerade für das Sachgebiet Technik und für den Personalbereich ist es nicht nur familien-

unfreundlich und sehr zeitintensiv, sondern auch aus ökologischer Sicht bedenklich, täg-

lich diesen weiten Weg zu absolvieren. In den heutigen Zeiten der Digitalisierung und 

damit verbundenen Kommunikationsmöglichkeiten sollten andere Wege zu finden sein.  

 

2. Schaffung eines Ausgleichs 

Sollten sich im Einzelfall Dienstortwechsel als dringend notwendig erweisen, so sind sie 
im Vorfeld mit den Beschäftigten zu erörtern sowie der Beteiligung der zuständigen Per-
sonalvertretung einzuleiten. Hierbei sind alle sozialen Gesichtspunkte zu beachten und 
Alternativmöglichkeiten aufzuzeigen. Ebenso sind beispielsweise die Möglichkeiten 

 von Zuschlägen zu den Dienstbezügen 

 von fürsorglichen Trennungsgeld- und Arbeitszeitregelungen und 

 der Schaffung von ansprechenden Unterbringungsmöglichkeiten 

zu prüfen. 
 
Zeitplan 
 

1. Anpassungen von Vorschriften 

Bei der Zeitplanung muss beachtet werden, dass neben der Änderung des Sächsischen 

Polizeifachhochschulgesetzes (SächsPolFHG) im Artikel 1 und des Sächsischen Besol-

dungsgesetzes (SächsBesG) im Artikel 2 noch eine Vielzahl weiterer einschlägiger Vor-

schriften einer Anpassung bedürfen.  

  
2. Personalratswahlen 2021 

Beachtet werden muss, dass sich aufgrund der Neuorganisation in einigen Bereichen (so 

auch an der Sächsischen Polizeifachhochschule) Personalrats-Neuwahlen erforderlich 

machen. Vorausgesetzt, dass das geplante Personalratswahlgesetz 2021, in dem die Ver-

längerungsmöglichkeit der derzeitigen Amtszeit der Personalräte bis zum 31. Oktober 

2021 geregelt wird, zeitnah in Kraft tritt, könnten die Personalratswahlen 2021 beispiels-

weise im September 2021 stattfinden. Dazu wäre es zweckmäßig, die Neuorganisation 

vorher abzuschließen (vorzugsweise im Juni oder Juli 2021), um doppelte Personalrats-

wahlen und damit erhöhte Kapazitäten an Personal und Finanzen zu vermeiden.  
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II. Im Konkreten 

1. Artikel 1 - Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz - SächsPolFHG) 
 

 § 2 Rechtsnatur, Satzungsbefugnis und Aufsicht 

o Absatz 2 

 Es ist zu klären und zu regeln, welchen Inhalt die Grundordnung durch 

Satzung haben soll (siehe auch Kommentar zu § 5).  

 

 § 3 Aufgaben 

o Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 

 Die neue Abteilung 3 (Fortbildung) hat nur die Aufgabe der zentralen 

Fortbildung. Heute hat das derzeitige Fortbildungszentrum in Bautzen 

jedoch auch die Aufgabe der Durchführung des Studiums des 1. Studien-

jahrganges. Es muss dazu eine Regelung getroffen werden. 

o Absatz 1 Satz 2 

 Die Übertragung weiterer Aufgaben für die zukünftige Abteilung 3 (Fort-

bildung) sollte klarer geregelt werden. Beispielsweise sollte aufgezeigt 

werden, ob ein Erlass des SMI ausreichend sei oder der Senat beteiligt 

werden muss.  
 

 § 5 Organisation 

o Allgemein 

 Zum 1. Februar 2021 soll das Prüfungsamt in die Struktur der Hoch-

schule der Sächsischen Polizei (FH) aufgenommen werden (Schreiben 

SMI vom 11. Dezember 2020). Dieses Prüfungsamt sollte als wesentli-

cher Teil an dieser Stelle aufgenommen werden. 

o Absätze 5 bis 7 

 Da die Aufgaben der einzelnen Bereiche (§§ 8 und 11 der alten Fassung) 

nicht mehr konkret aufgezeigt werden, wird angenommen, dass sie sich 

in der Grundordnung per Satzung (§ 2 Abs. 2) wiederfinden. 

 

 § 6 Rektorin oder Rektor 

o Absatz 1 

 Nach Satz 2 ist die Rektorin bzw. der Rektor Vorgesetzte bzw. Vorgesetz-

ter während des Studiums und der fachtheoretischen Ausbildung.  

 Gilt dies auch für das Praktikum? 

 

 § 7 Prorektorinnen und Prorektoren 

o Absatz 1 

 Die Leiter der Abteilungen 2 (Studium und Forschung) und 3 (Fortbil-

dung) werden als Prorektor vorgesehen. Auch dem Leiter der Abteilung 

4 (Ausbildung) sollte diese Funktion zugestanden werden, da es sich 

hierbei um den personell stärksten Bereich handelt. Es ist nicht nach-

vollziehbar, weshalb gerade dieser Bereich von der Möglichkeit der Be-

setzung einer Prorektorenstelle ausgenommen sein soll und könnte auf 
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eine niederwertige Einschätzung des Bereichs Ausbildung hindeuten. 

Deswegen ist zu überdenken, ob entweder nur ein Prorektor oder drei 

eingesetzt werden. 

o Absätze 3 und 4 

 Die Möglichkeit, dass der Prorektor nicht als Beamter auf Zeit (wie beim 

Rektor) bestellt werden kann, sollte der Übersichtlichkeit und Rechts-

klarheit wegen direkt benannt werden. Der Verweis auf § 6 Abs. 2 Satz 1 

bis 3 und Abs. 3 ist zwar richtig, aber zu umständlich. 

 

 § 9 Leiterinnen und Leiter der Abteilung Ausbildung 

o Absatz 3 

 Die Ausbildung zur Befähigung der zweiten Einstiegsebene der Lauf-

bahngruppe 1 ist praxisorientiert und sieht grundsätzlich nach deren Be-

endigung eine Erstverwendung im Polizeieinzeldienst/ Streifendienst 

bzw. Einsatzbeamter in einer Einsatzhundertschaft ohne Führungs- oder 

Verwaltungsaufgaben vor. Vor diesem Hintergrund ist nicht nachvoll-

ziehbar, weshalb hier die Möglichkeit bestehen soll, eine Leiterin oder 

einen Leiter der Abteilung Ausbildung zu bestellen, welche bzw. welcher 

nicht aus der Fachrichtung Polizei mit dem fachlichen Schwerpunkt Poli-

zeivollzugsdienst stammt.  

o Allgemein 

 Der Dienstsitz der Leiterin/des Leiters der Abteilung Ausbildung sollte 

konkret festgelegt werden. 

 

 § 10 Senat 

o Absatz 1 

 Es besteht aus unserer Sicht keine Notwendigkeit für ein Mitglied des 

Masterstudienjahrganges im Senat, da die Vorgaben dieses Studiums 

durch den Senat nicht beinflussbar sind. Stattdessen sollten die Sport-

fördergruppe und der Computer- und Internetkriminalitätsdienst be-

rücksichtigt werden. 

 

 § 11 Aufgaben des Senats 

o Absatz 1 

 Durch den Wegfall der Möglichkeiten zur Stellungnahme vor dem Erlass 

von Verwaltungsvorschriften (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 alte Fassung) und zur Auf-

stellung des Haushaltsvoranschlags (§ 7 Abs. 1 Nr. 8 alte Fassung) wer-

den dem Senat wichtige Einflussmöglichkeiten genommen. Dieser Man-

gel sollte beseitigt werden. 

 

 § 12 Studienbereichsrat und Ausbildungsbereichsrat 

o Absatz 2 

 Es besteht keine Notwendigkeit für ein Mitglied des Masterstudienjahr-

ganges im Studienbereichsrat. Dafür sollte der Computer- und Internet-

kriminalitätsdienst berücksichtigt werden. 
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o Absätze 2 und 3 

 Im § 12 Absatz 1 werden gemäß § 5 Absatz 3 Nr. 2 und 3 ein Studienbe-

reichsrat und ein Ausbildungsbereichsrat eingerichtet. Bei der Aufzäh-

lung der Mitglieder der jeweiligen Bereichsräte (§ 12 Absatz 2 und 3) 

wird der Begriff „Leiterinnen und Leiter der Studienbereiche“ bzw. „Lei-

terinnen und Leiter der Ausbildungsbereiche“ genutzt. 

 In der derzeitig veröffentlichten zukünftigen Struktur der FHPol (Stand 

14.05.2020) sind die Studienbereichen 1-6 in der Abteilung 2 und die 

Ausbildungsbereiche 1-4 in der Abteilung 4 an der jeweiligen Polizei-

fachschule ersichtlich. Selbstverständlich müssen diese Studien- bzw.  

Ausbildungsbereiche von einer Leiterin bzw. Leiter geführt werden. Da 

hier bisher nicht genutzte Termini des „Studienbereiches“, „Ausbil-

dungsbereiches“, „Leiterin oder Leiter des Studienbereiches /Ausbil-

dungsbereiches“ verwendet werden, stellt sich die Frage, ob es sich 

hierbei um die bisherigen Fachbereiche Polizeiliches Management und 

Recht, Sozialwissenschaften, Sprachen an der FHPol bzw. den bisherigen 

Fachbereichen 1-4 an den Polizeifachschulen und der Fachbereichsleite-

rin bzw.  des Fachbereichsleiters handelt. Dies ist hinsichtlich der Polizei-

fachschulen zwar anzunehmen, denn die Anzahl der Bereiche bleibt 

gleich, ist jedoch in der Gesetzesbegründung nicht ersichtlich. 

o Allgemein 

 Die Einrichtung von Studienbereichs- und Ausbildungsbereichsrat ist 

grundsätzlich zu begrüßen. Doch zur Vollständigkeit gehört dementspre-

chend auch ein Fortbildungsbereichsrat, der hiermit gefordert wird.   

 

 § 13 Hauptamtliches Lehrpersonal 

o Absätze 2 und 3 

 In der Abteilung Ausbildung wird das hauptamtliche Lehrpersonal der 

Polizeifachschulen als „Lehrkräfte“ bezeichnet. Dieser Begriff wurde bis-

her nicht benutzt. Bislang galt das Lehrpersonal an der Polizeifachschu-

len als „Fachlehrer“ (siehe Stellenzuweisung). Durch die Wahl eines an-

deren Terminus als Fachlehrer erfolgen mit diesem Gesetzesentwurf 

eine Abkehr vom bisherigen Begriff und eine Differenzierung zwischen 

einem Fachlehrer und einer Lehrkraft. Eine Differenzierung ist hier nicht 

angebracht.  

Im Bereich der Fortbildung werden Polizeibeamte z. B. über gesetzliche, 

technische oder praktische Neuerungen informiert bzw. geschult und in 

Einzelbereichen mit Ziel einer Qualifikation auch ausgebildet.   

Im Bereich der Ausbildung werden die Beamten in Ausbildung in allen 

erforderlichen Fachgebieten für das Einstiegsamt der Laufbahngruppe 

1.2 Pol und damit auf ihre zukünftige Tätigkeit vorbereitet. Damit stellt 

sich nicht die Frage, ob der Fachlehrer in der Fortbildung oder die Lehr-

kraft an einer Polizeifachschule über mehr Qualifikationen, Fachwissen, 

Fortbildungen, o. ä. verfügt. Durch diese Differenzierung entstehen der 

Eindruck und die Gefahr hinsichtlich der zukünftigen Stellenbewertung, 
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dass die Lehrkraft nicht gleichwertig einem Fachlehrer ist. Das ist nicht 

vertretbar (siehe Präambel). 

Es erschließt sich nicht, aus welchem Grund der Begriff „Fachlehrer“ im 

Zusammenhang mit den Polizeifachschulen nicht weiterverwendet wird. 

Im Absatz 2 und folgend im Absatz 3 Satz 2, 2. Halbsatz muss die Unter-

scheidung zwischen Fachlehrer und Lehrkraft aufgehoben werden. Es 

kann durchaus mit den Begriffen „Fachlehrerin und Fachlehrer in der 

Abteilung Fortbildung“ bzw. „Fachlehrerin und Fachlehrer in der Abtei-

lung Ausbildung“ gearbeitet werden. 

o Absatz 3 

 Warum werden Professorinnen und Professoren, Dozentinnen und Do-

zenten etc. „grundsätzlich“ eingesetzt? Es wird der Eindruck erweckt, 

dass dadurch die Möglichkeit geschaffen werden soll, dass Lehrkräfte 

dienstortübergreifend in allen Lehrabteilungen eingesetzt werden kön-

nen (z. B. eine Lehrkraft an der PFS Schneeberg in der Abteilung Stu-

dium und Forschung in Rothenburg). Sollte dies tatsächlich beabsichtigt 

sein, so wird hiermit ausdrücklich auf die Rahmenbedingungen (z. B. 

auch die Frage der Dienstpostenbewertung bei gegenseitiger Ersetzbar-

keit) in der Präambel verwiesen. Sollte dies nicht unter den geforderten 

Voraussetzungen möglich gemacht werden können, so ist der Begriff 

„grundsätzlich“ zu streichen. 

 

 § 16 Fachhochschulbeirat 

o Da der Fachhochschulbeirat augenscheinlich das derzeit bestehende Kuratorium 

(§ 14 alte Fassung) ersetzt, wird die Aufnahme der Dach- und Spitzenverbände 

bzw. der (Polizei-)Gewerkschaften und des Polizei-Hauptpersonalrats als Mitglie-

der gefordert. Sollte dies mit der Benennung von „acht Personen des öffentli-

chen Lebens“ (§ 16 Abs. 2 Nummer 6) bezweckt sein, so wird eine konkrete 

Festlegung dessen gefordert.  

 

 § 21 Fortbildung 

o Die Ausgestaltung wird hier als Weisungsaufgabe deklariert. Zur Klarstellung 

sollte genauer definiert werden, wer welche Weisungsaufgaben geben kann. 

Hilfreich wäre in diesem Zusammenhang auch der unter § 12 geforderte Fortbil-

dungsbereichsrat, der die Aufgabe hätte, die Verzahnung der Fortbildung mit 

Ausbildung, Studium und den Dienststellen zu gewährleisten.   
 

 § 24 Übergangsbestimmungen 

o Absatz 4 

 Im Absatz 4 wird festgelegt, dass die „Bediensteten sowie die Poli-

zeimeisteranwärterinnen und Polizeimeisteranwärter, die zum Zeit-

punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes den Polizeifachschulen Chem-

nitz, Leipzig und Schneeberg angehören“, mit Inkrafttreten des Gesetzes 

vom Präsidium der Bereitschaftspolizei an die Hochschule der Sächsi-

schen Polizei (FH) versetzt sind. Eine Versetzung ist beamtenrechtlich 
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die auf Dauer angelegte Übertragung eines anderen Amtes. Diese Rege-

lung ist für die Bediensteten der Fachschulen möglich, da sie ein Amt 

innehaben.  

 Die Polizeimeisteranwärterinnen und Polizeimeisteranwärter wurden 

gemäß § 8 Absatz 1 und 2 BeamtStG zwar ernannt, ihnen jedoch noch 

kein Amt verliehen. Die Verleihung eines Amtes erfolgt gemäß § 8 Ab-

satz 3 BeamtStG erst mit der Begründung eines Beamtenverhältnisses 

auf Probe, auf Lebenszeit oder auf Zeit. Somit ist die im § 24 Absatz 4 

geregelte Versetzung von Polizeimeisteranwärterinnen und -anwärtern 

nicht möglich.  

o Allgemein 

 In den Übergangsbestimmungen muss klar definiert werden, ob es sich 

bei der Neuorganisation der Aus- und Fortbildung um eine Neubildung 

oder Eingliederung (Ausgliederung) gemäß § 32 SächsPersVG handelt.   

 Diese Festlegungen sind die Grundlage für die betroffenen Personalräte 

bzw. Jugend- und Auszubildendenvertretungen hinsichtlich ihrer weite-

ren Arbeitsfähigkeit, der Verfahrensweise von evtl. notwendigen Wah-

len und der Einleitung damit zusammenhängender Konsequenzen. 

 
2. Artikel 2 – Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes - SächsBesG) 

 
 Anlage 1 Ziffer I 

o Die Besoldung des Rektors wird von B 2 auf B 3 angehoben. Die Gewerkschaft 

der Polizei ist der Auffassung, dass die Dienstpostenbewertung des Rektors im 

Hinblick auf die Gleichstellung mit den Polizeipräsidenten beachtet werden 

sollte. Im Ergebnis des Berichtes der Kommission zur Überprüfung der Ausbil-

dung wurde zur Bedeutung im Vergleich zu den Polizeidirektionen klar Stellung 

bezogen und sogar eine Polizeidirektion Aus- und Fortbildung empfohlen. 

Dementsprechend wäre es nur konsequent, den Rektor mit B 4 zu bewerten. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Hagen Husgen 
Landesvorsitzender 
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Anlage 2 
 
Ergänzende Stellungnahme des DGB Bezirk Sachsen 
 
 
In § 8 Abs. 4 sind die Zugangsvoraussetzungen für den Kanzler/die Kanzlerin beschrieben. Diese sind 
nach unserer Auffassung zu eng formuliert. Darum unser Vorschlag, aus der IST- eine SOLL-Regelung zu 
machen: „Als Kanzlerin oder Kanzler soll eine Bedienstete oder ein Bediensteter mit der Befähigung für 
die zweite Einstiegsebene der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine Verwaltung 
mit dem fachlichen Schwerpunkt allgemeiner Verwaltungsdienst bestellt werden.“ 
 
Der § 10 regelt die Zusammensetzung des Senates. Schaut man sich die Senate der sächsischen Hoch-
schulen an, fällt auf, dass normalerweise die Hälfte des Senats aus Professor:innen besteht, ein Viertel 
aus Vertreter:innen der Beschäftigten und ein weiteres Viertel aus Studierenden. Übrigens: Als DGB for-
dern wir darüber hinaus schon lange die Drittelparität für diese Gremien. Um so ernüchternder ist der 
Blick in den Entwurf an dieser Stelle: wo ist die Vertretung der Gruppe der Beschäftigten (mind. ¼ der 
Plätze)?, wo ist die eigenständige Vertretung der Gruppe der Professor:innen? Es sind ja bspw. Konstella-
tionen denkbar, in denen die Abteilungen durch Polizeibeamte des höheren Dienstes und nicht durch 
„zivile“ Professor:innen geführt werden. Dann wäre kein/e Professor:in vertreten. Selbst wenn ein/e 
Prof. für eine Abteilung im Senat sitzt, vertritt er/sie dort die Abteilungsinteressen und nicht die der 
Gruppe. Die Professor:innen in Rothenburg sind eine wichtige Gruppe, um die Öffnung der FH zur Wis-
senschaft und in die (Zivil-)Gesellschaft hinein zu gewährleisten.  
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Stellungnahme des SBB Beamtenbund und Tarifunion Sachsen e.V. 
zum Entwurf des Gesetzes zur Neuordnung der Organisation von  
Studium, Ausbildung und Fortbildung der sächsischen Polizei   
 
Der SBB hat sich inhaltlich mit seiner Mitgliedsgewerkschaft Deutsche 
Polizeigewerkschaft Sachsen e.V. (DPolG) abgestimmt. Im Ergebnis nehmen wir wie 
folgt Stellung:   
 
Die Schaffung einer zentralen Dienststelle im Zuständigkeitsbereich des SMI wird 
begrüßt. Dadurch wird die Ausbildung in der sächsischen Polizei für die 
Laufbahngruppen (LG 1.2; LG 2.1; LG 2.2) sowie die zentrale Fortbildung unter einem 
Dach vereint. Es entsteht eine Verknüpfung von Ausbildung, Studium und auf die 
Praxis bezogene Fortbildung.  
Die sich ergebenden Synergieeffekte werden sehr begrüßt und stellen einen 
zukunftsweisenden Schritt der sächsischen Polizei dar. Mit der Zusammenlegung 
besteht die Chance einheitlich ein höheres Niveau in der zentralen Aus- und 
Fortbildung, sowie im Studium durch zentrale Steuerung zu erhalten. Eine fundierte 
Ausbildung auf hohem Standard ermöglicht es in der Folge Ressourcen und 
Fähigkeiten des Einzelnen zu erkennen und diese gezielt, bedarfsgerecht und 
fachspezifisch in dezentralen Fortbildungen zu fördern.  
  
Aus hiesiger Sicht wird nicht mitgetragen, dass das bisher bestehende Kuratorium der 
Fachhochschule aufgelöst und mit vermindertem Bestand als Fachhochschul-beirat, 
unter Wegfall der Vertretung der gewerkschaftlichen Spitzenverbände neu geschaffen 
werden soll. Es wird offensichtlich, dass hier Tatsachen geschaffen werden, die 
Berufsvertretungen als Sprachrohr der Beschäftigten von vornherein in der 
Willensbildung der Fachhochschule auszuschließen.  
Die Formulierung einer Einbeziehung von allgemein acht Vertretern der Öffentlichkeit 
stellt die Beteiligungsmöglichkeit am Entscheidungsfindungsprozess einer willkürlichen 
Beliebigkeit anheim, frei nach dem Motto: „Ich mache mir die Welt, wie sie mir gefällt!“.  
  
Aus der Gesetzesvorlage ist ersichtlich, dass die Polizeifachschulen in den  
Verantwortungsbereich der Hochschule der sächsischen Polizei in die Fachhochschule 
übergehen. Damit einhergehend ist es zwingend erforderlich, die 
Dienstpostenbewertungen des gesamten Lehrpersonals an einem einheitlichen 
Maßstab auf dem Niveau der ehemaligen Hochschule der sächsischen Polizei 
anzugleichen. Beispielhaft sei hier eine Angleichung der derzeit unterschiedlichen 
Bewertungen für Fachlehrer oder Fachlehrerinnen künftig in A12 genannt, nach dem 
Motto: „Gleiches Geld für gleiche Arbeit!“.  
  
Der Dienstposten des/der Rektor*in ist gemäß der Gesetzesvorlage in ein Amt der  
Besoldungsgruppe B3 einzuordnen. Aus hiesiger Sicht haben Ausbildung, Studium 
und Fortbildung einen besonders hohen Stellenwert für die professionelle 
Dienstgestaltung der sächsischen Polizei und bilden damit das Fundament für die 
berufliche Tätigkeit aller Bediensteten.  
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Mit Blick auf die landesweite Zuständigkeit für alle Belange der zentralen Aus- und 
Fortbildung, der Verteilung der Dienststelle auf mehrere Standorte, dezentral im 
gesamten Freistaat und hohen Führungsverantwortung, besonders im Hinblick der 
ständig wechselnden Aus- und Fortzubildenden ist eine Eingruppierung auf die 
Besoldungsgruppe B4 den Dienstposten angemessener und aus unserer Sicht 
zwingend erforderlich. Die Gleichstellung dieses Dienstpostens mit den Präsidenten 
der PD`en, BPP und LKA stellt eine Nivellierung im Miteinander der Dienststellenleiter 
dar.  
  
Bei der Einstellung von Professoren sollte die Begründung des Arbeitsverhältnisses im 
Beamtenverhältnis oder als unbefristetes Arbeitnehmerverhältnis festgelegt werden, 
um einer besseren Attraktivität dieser Stellen gerecht zu werden.   
  
Im Zuge der Zusammenführung wird es darüber hinaus als notwendig angesehen, 
dass eine Verbesserung der Laufbahndurchlässigkeit hinsichtlich eines Wechsels der 
Laufbahn bei vorliegenden Voraussetzungen innerhalb der Ausbildung geschaffen 
wird, in der eine Kündigung und Neubewerbung entfällt. Dies wäre ein richtiger Schritt 
im Hinblick der zukünftigen Personalentwicklung im Freistaat Sachsen.  
  
Eine Umsetzung dieses Gesetzesentwurfes sollte dringend fest zum jetzigen Zeitpunkt 
terminiert werden. Es sollte um den reibungslosen Ablauf der Neueinstellungen im Jahr 
2021 zu gewährleisten bis zum 01.06.2021 umgesetzt sein.  
  

 
 
gez. 
Nannette Seidler  
Landesvorsitzende  
 
 
21.01.2021 
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Gesetz zur Neuordnung der Organisation von Studium, Ausbildung und Fortbildung der 
sächsischen Polizei; 
Beteiligung der Spitzenorganisationen und Landesverbände gem. § 119 SächsBG  
 
Schreiben des Sächsischen Staatsministeriums des Innern vom 29. Dezember 2020, Az.: 35-
0500/84/2-2020/106372      
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,   
 
der Bund Deutscher Kriminalbeamter bedankt sich für die Übersendung des Entwurfs des 
Gesetzes zur Neuordnung der Organisation von Studium, Ausbildung und Fortbildung der 
sächsischen Polizei.    
 
Zum Entwurf werden folgende Anmerkungen bzw. Regelungsbedarfe vorgebracht:   
 
Die zeitgleiche Vorlage des Gesetzentwurfs an die Polizeidienststellen mit der Bitte um 
Stellungnahme und an die Spitzenverbände zur Anhörung im Sinne des § 119 SächsBG beinhaltet 
die Gefahr, dass durch die Dienststellen noch vorgebrachte Änderungen und deren Einarbeitung 
dann einer Anhörung nach § 119 SächsBG entzogen sind. Diese dem Grunde nach zu 
erwartenden Einwendungen der Dienststellen unterliegen dann nicht mehr der Möglichkeit der 
Bewertung in Anwendung des § 119 SächsBG, was eine Beschränkung dieser gesetzlich 
verbrieften Möglichkeit darstellt.    
 

BDK LV Sachsen | Großenhainer Straße 237 | 01129 Dresden 

 
 
Sächsisches Staatsministerium des Innern   
01095 Dresden 
 
 
per Mail:  
Personal-Ausbildung-Fortbildung-
Polizei@smi.sachsen.de   
 
 
 
 
 

Ihr/e Zeichen/Nachricht vom 

35-0500/84/2-2010/106372  

Ihr/e Ansprechpartner/in 

Peter Guld 

E-Mail 

Peter.Guld@bdk.de 

Telefon 

0351 / 4961001  

Telefax 

0351 / 6524758 

 

 

Dresden, 27. Januar 2021   
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In Anerkennung der zeitlichen Dringlichkeit wird das Sächsischen Staatsministerium des Innern 
gebeten, nach Vorliegen der Stellungnahmen der Dienststellen eine Informationsveranstaltung 
zur Erörterung der nachträglich vorgebrachten Änderungen zu terminieren.  
 
Anderenfalls wird das Erfordernis gesehen, den dann fortgeschriebenen Entwurf nochmals einer 
Anhörung nach § 119 SächsBG zuzuführen.  
   
Im Sachzusammenhang ist anzumerken, dass in Umsetzung der Intentionen des Gesetzes 
weitergehende Anstrengungen zu hier einhergehenden haushaltsrechtlichen Maßgaben zur 
baulichen und stellplantechnischen Sicherstellung zu verfolgen sind.  
 
Zu einzelnen Paragrafen des Entwurfes: 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu § 3 Absatz 5 
 
Wenn schon das Erfordernis gesehen wird, eine solche Aussage in das Gesetz aufzunehmen, 
sollte generell auf die Gleichberechtigung aller Geschlechter abgehoben werden.  
 
Zu § 6 
 
Wie wird das Vorgesetztenverhältnis während der Praktika geregelt? Die Festlegungen des 
Absatzes 1 Satz 2 beziehen sich ausschließlich auf das  fachtheoretische Studium bzw. die 
fachtheoretische Ausbildung an den Einrichtungen.    
 
Zu § 6 Absatz 2 i. ZH zu § 11 Absatz 2 Ziffer 2  
 
Bei der Bestellung der Rektorin oder des Rektors sollte dem Senat ein anderer Stellenwert 
zukommen. Die derzeitige Lesart vermittelt, dass die Vorauswahl durch das Sächsische 
Staatsministerium des Innern erfolgt, dem Senat demnach nur die Möglichkeit einer 
Stellungnahme eingeräumt wird. Der Senat sollte die Kompetenz erhalten, über die Besetzung 
zu entscheiden, was ein verbindliches Procedere der persönlichen Vorstellung der Bewerber 
vor dem Senat und einem im Gesetz aufzunehmenden Recht des Senats zur Ablehnung 
beinhaltet.  
 
Ungeachtet des beamtenrechtlichen Status der Rektorin oder des Rektors sollte eine 
Befristung der Amtszeit jeweils auf fünf Jahre mit Option der Wiederwahl festgeschrieben 
werden.    
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Zur § 10 
 
Zu den im § 10 geregelten Mitgliedergruppen des Senats sollte die Gruppe der Professoren 
eine eigenständige Vertretung im Senat einnehmen. Damit wird eine Instanz aufgenommen, 
die insbesondere der Freiheit der Lehre und Forschung im Sinne des Sächsischen 
Hochschulfreiheitsgesetzes verbunden ist.  
 
Zu § 12 im ZH § 5 Absatz 3 
 
Der Bereich der Fortbildung wird innerhalb der Aufsichtsgremien in keiner Weise 
repräsentiert. Lediglich im zukünftigen Senat wäre dann der Abteilungsleiter 3 und Prorektor 
als Mitglied vertreten, was einer Interessenvertretung im Sinne des § 12 nicht gleichkommt.  
 
Es wird empfohlen, im § 12 als weitere Fachvertretung einen Fortbildungsbereichsrat 
aufzunehmen, der die spezifischen Anforderungen der polizeilichen Fortbildung begleiten soll. 
Das fördert die Wertschätzung des Bereiches polizeiliche Fortbildung und sichert eine 
angemessene Mitwirkungsmöglichkeit der im Bereich der Fachhochschule angesiedelten 
polizeilichen Fortbildung in den Entscheidungsprozessen.     
 
Zu § 13   
 
Die im Gesetzestext durchlaufende Abstufung innerhalb der Lehrkräfte nach Fachlehrern und 
Lehrkräften an Polizeifachschulen wird abgelehnt.  
 
Das wird den unterschiedlich angelegten, aber generell hoch zu gewichtenden Anforderungen 
in den Bereichen nicht gerecht und verhindert eine homogene Entwicklung der 
Fachhochschule als Gesamtdienststelle für das Studium, die Ausbildung und die Fortbildung.   
 
Die im Kontext des § 13 ausgeführten definitorischen Festlegungen benachteiligen den 
Personenkreis der Fachlehrer an den Polizeifachschulen, verhindern eine förderlichen 
Entwicklung durch fehlende Wechselmöglichkeiten innerhalb der Bereich der Fachhochschule 
und sind für die Suche potentiell geeigneter Bewerber für eine Tätigkeit als Lehrkraft an den 
Polizeifachschulen nicht hilfreich.  
 
Diese Regelung ist für die als Fachlehrer und Hauptfachlehrer in den Polizeifachschulen 
langjährig eingesetzten Kolleginnen und Kollegen, die zudem bereits einen Hochschulabschluss 
oder pädagogischen Abschluss vorweisen können, eine Herabsetzung.  
 
Warum die in den Polizeifachschulen tätigen Fachlehrer über keine pädagogische Eignung 
verfügen sollen erschließt sich nicht.    
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Es wird die Notwendigkeit gesehen, zukünftig im Bereich der Ausbildung und Fortbildung 
gleichermaßen von Fachlehrern zu sprechen, was eine stellenplanmäßige Unterlegung, 
orientierend an Qualifikation und Aufgabe auf mindestens A 12, wenn nicht A 13 (LG 2.1) 
einschließt.  
 
Nur so kann die Attraktivität einer Verwendung im Bereich der Aus- und Fortbildung erhöht 
werden.  
 
Zu § 16  
 
Die Ablösung des bisherigen Kuratoriums durch einen Fachhochschulbeirat wird hinsichtlich 
der Neubezeichnung zur Kenntnis genommen.  
Nicht zugestimmt werden kann dem im Entwurf zum § 16 Absatz 2 aufgeführten zukünftigen 
Mitgliedergruppen des Fachhochschulbeirates.  
 
Der Wegfall der bislang verpflichtend einzubeziehenden Gewerkschaften und des Vertreters 
des Hauptpersonalrates ist abzulehnen.  
 
Die Ausrichtung der Fachhochschule der Polizei ist anders gelagert, als die einer vergleichbaren 
Bildungseinrichtung im zivilen Bereich.   
 
Durch die Gewerkschaften und der Personalvertretung, vertreten durch den Hauptpersonalrat, 
wird ein hohes Maß an fachlicher Expertise in das Gremium eingebracht, die nicht durch die 
zukünftig vorgesehen Mitgliedergruppen kompensiert werden können. Insbesondere die 
polizeilichen Gewerkschaften und der P-HPR verfügen über die erforderliche Expertise zu 
Handlungsbedarfe zur polizeilichen Aus- und Fortbildung und zu Maßgaben der Dienst- und 
Lebensbedingen, die auch für die Studierenden und Aus- und Fortzubildenden gelten.  
Diese Belange könnten zukünftig dann nur vermittelnd in die Ausrichtung und weitere 
Fortentwicklung der Fachhochschule eingebracht werden.  
 
Zudem ist der Wegfall ein deutlich kritisch zu sehendes Zeichen in Richtung der 
Gewerkschaften und der Personalvertretung. Die bisher erfolgreich gepflegte Praxis, die 
polizeilichen Gewerkschaften und die Personalvertretung im höchsten Aufsichtsgremium der 
Fachhochschule aktiv einzubinden, muss weiter Bestand haben.  
  
Ein Verweis auf die Einbeziehung des örtlichen Personalrates der Fachhochschule in die 
Tätigkeit des Fachhochschulbeirates kann mangels Kompetenz nach Sächsischem 
Personalvertretungsgesetz keine Option sein.  
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Auch darf die Nominierung einer einzelnen Gewerkschaft als Mitgliedschaft unter Berufung 
nach § 16 Absatz 1 Ziffer 6 nicht in Betracht kommen. Der bisherig erfolgreich verfolgte Weg 
im Freistaat Sachsen hinsichtlich der Gleichbehandlung der polizeilichen Gewerkschaften sollte 
auch mit Blick auf das Grundrecht der Koalitionsfreiheit nicht verlassen werden.  
 
Der Paragraf 16 sollte im Sinne der oben angeführten Anmerkungen überarbeitet werden.   
 
Zu Artikel 3 
  
Die im Artikel 3 Satz 1 beinhaltete Festlegung zum Inkrafttreten sind zu unkonkret.   
 
Dieses Gesetz sollte spätestens zum 31. März dieses Jahres in Kraft treten, um Planungs-
sicherheit hinsichtlich der Ausgestaltung der Fachhochschule zu schaffen.  
 
Auf die mit der Neubildung der Dienststelle Fachhochschule und der anstehenden Wahlen der 
Personalvertretungen in der sächsischen Polizei einhergehende Fristenlage nach SächsPersVG 
wird hingewiesen.  
   
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Gezeichnet 
  
Peter Guld  
Landesvorsitzender  
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Ergänzung zur Novellierung des Gesetz zur Hochschule der Sächsischen Polizei

Sehr geehrter Herr Busch-Fahrinkrug,

ich wende mich an Sie als Vertreterin des hib in Sachsen mit dem Ziel der Ergänzung des § 6 in der 
Novellierung des Gesetz zur Hochschule der Sächsischen Polizei.
Folgende Ergänzung muss zwingend in das Gesetz aufgenommen werden:
„Im Senat muss mindestens ein Vertreter der Professorenschaft Mitglied sein.“

Diese Ergänzung ist notwendig, weil im speziellen Fall der Hochschule der Sächsischen Polizei keine 
Professorinnen im Senat vertreten sind. Obwohl von Kollegen thematisiert, bedarf es einer klaren 
Formulierung im Gesetz um auch in diesem speziellen Fall den Professorinnen das Recht der akademischen 
Selbstverwaltung zu garantieren.
Bei der Prüfung meines Anliegens stehe ich Ihnen gern unterstützend zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

(AüÜ^
Prof. Dr. phil. Barbara Wedler
Hochschule Mittweida, Fakultät Soziale Arbeit
Kiinische Sozialarbeit, Gesundheitswissenschaften

Landesvertreterin des hIb (Hochschuliehrerbund)
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